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VERFAHRENSINFORMATIONEN
Teilnahmewettbewerb 

14.10.2026 

Verfahren: 2026005220 - Rahmenbestellung - Prüfung und Instandhaltung von GDR-,
Mess-Anlagen und Schieberplätze

Allgemeine Informationen zum Teilnahmewettbewerb

I. Allgemeines

Es ist beabsichtigt, das unten genannte Beschaffungsvorhaben zu vergeben. Einzelheiten ergeben sich aus den
Ausschreibungsunterlagen. Bewerberfragen können im elektronischen Angebotsassistenten (s. u.) über die Nachrichtenfunktion
der eVergabe  an die Vergabestelle gerichtet werden.

»Allgemeine Informationen zum Verfahren
Auftraggeber: Hamburger Energienetze GmbH
Ausschreibungsnummer/-tit el: 2026005220 / Rahmenbestellung - Prüfung und Instandhaltung von GDR-, Mess-Anlagen und

Schieberplätze
Kurzbeschreibung des
Beschaffungsvorhabens:

Wiederkehrende Prüfung elektrischer Anlagen

Vergabeart: Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU) nach Sektorenverordnung (Phase
Teilnahmewettbewerb)

Ausschreibung in Losen: Nein

»Termine
Frist Bewerberfragen: 04.11.2026 12:00
Frist Teilnahmeantrag: 16.11.2026 23:59:00
Voraussichtlicher Versand der
Angebotsaufforderung:

II. Elektronische Einreichung des Teilnahmeantrags

Bitte melden Sie sich auf dem Bekanntmachungsportal der Deutschen eVergabe unter https://www.deutsche-ever
gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off mit Ihrem Benutzernamen und Ihrem Passwort an. Danach geben Sie auf der Startseite den Titel der
Ausschreibung über die Direktsuche als Suchbegriff ein und starten die Abfrage. Klicken Sie auf das gewählte Verfahren, anschließend auf
"Am Verfahren teilnehmen" um nach erfolgter kostenfreier Aktivierung  direkt zu dem Angebotsassistenten zu gelangen.  Hier können Sie
Ihren Teilnahmeantrag vollelektronisch erstellen und einreichen.

III. Sonstiges

Bis zur Abgabefrist des Teilnahmeantrags kann ihr bereits abgegebener Teilnahmeantrag zurückgezogen und geändert werden; der
überarbeitete Teilnahmeantrag ist in gleicher Weise einzureichen.

Freundliche Grüße

Hamburger Energienetze GmbH

Nadine Strehler

P. S. Bei Rückfragen zur Bedienung des Vergabeportals können Sie sich gerne an den Support der Deutschen eVergabe wenden. Per
E-Mail an support@ deutsche-evergabe.de oder telefonisch unter +49 (0)611-949106-83.

Verfahrensinformationen - 1/1
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Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrags 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
es ist beabsichtigt, die nachfolgend genannte Lieferung/Leistung im Namen und auf Rechnung der 
Hamburger Energienetze GmbH zu vergeben. Sie erhalten mit dieser Aufforderung die wesentlichen 
Informationen zum Teilnahmewettbewerb und werden zur Abgabe eines Teilnahmeantrags 
aufgefordert. 

1 Auftraggeber 

Auftraggeber ist die 
 

Hamburger Energienetze GmbH 
Bramfelder Chaussee 130 
22177 Hamburg 

2 Gegenstand der Vergabe 

 

 
 

Alle relevanten Fristen und Termine inkl. der Frist für den Teilnahmeantrag und der Frist für 
Bewerberfragen entnehmen Sie bitte den Angaben im Vergabeportal. 

 

3 Art des Vergabeverfahrens 

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU) 

4 Elektronische Kommunikation 

Die gesamte Kommunikation findet über das Vergabeportal statt. 

5 Anlagen 

A) die beim Bewerber verbleiben und im Teilnahmewettbewerb zu beachten sind 

☒ Leistungsverzeichnis 

☒ Allgemeine Einkaufsbedingungen inkl. Besondere Vertragsbedingungen Dienstverträge 

☒ HNE Klassendatenblatt 2026 

☒ HNE Prüfkonzept web 

☒ Besondere Bedingungen bei Elektroarbeiten 20221208 

 
 

B) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Teilnahmeantrag einzureichen sind 

☒ Formblatt "Erklärung Bewerber-/Bietergemeinschaft"  

 
 

Projektnummer 2026005220 

Vertragsgegenstand Rahmenbestellung - Prüfung und Instandhaltung von GDR-, Mess-
Anlagen und Schieberplätze                                           

Beschreibung Wiederkehrende Prüfung elektrischer Anlagen  
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Sofern gemäß der Eignungskriterien weitere Unterlagen und Nachweise gefordert sind, sind diese 
ebenfalls einzureichen. 

Soweit gemäß § 47 SektVO im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle oder 
die technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in 
Anspruch genommen werden sollen, sind das ausgefüllte Formblatt "Verpflichtungserklärung 
Eignungsleihe" sowie die vorstehend genannten Unterlagen, soweit einschlägig, auch für diese 
anderen Unternehmen einzureichen. 

Hinweise auf in früheren Verfahren eingereichte Unterlagen reichen nicht aus.  

Angebote und Preisinformationen sind mit dem Teilnahmeantrag nicht einzureichen. 

Die vollständigen Vergabeunterlagen stehen im Vergabeportal unter vorne genannter 
Projektnummer zum Download zur Verfügung. 

 

6 Teilnahmebedingungen 

6.1 Teilnahmeantrag und weitere Unterlagen 

6.1.1 Verwendung der vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Formblätter und    
Eingabemasken 

Für den Teilnahmeantrag und die weiteren Unterlagen sind die im Vergabeportal 
geforderten Angaben auszufüllen und, soweit als Anlage zu dieser Aufforderung zur 
Abgabe eines Teilnahmeantrags zur Verfügung gestellt, die Formblätter des 
Auftraggebers zu verwenden. 

6.1.2 Losweise Vergabe 

☒ nein 

☐ ja 

6.1.3 Bewerbergemeinschaften 

Bewerbergemeinschaften haben mit ihrem Teilnahmeantrag das Formblatt "Erklärung 
Bewerber-/Bietergemeinschaft" auszufüllen, zu unterzeichnen und einzureichen. 
 
Sollte im Laufe des Verfahrens eine bestehende Bewerber-/Bietergemeinschaft ihre 
Zusammensetzung verändern oder ein Einzelbewerber/Einzelbieter das Verfahren als 
Bewerber-/ Bietergemeinschaft fortsetzen wollen, so ist dies nur mit ausdrücklicher 
schriftlicher Einwilligung der Auftraggeberin zulässig. Die Einwilligung wird jedenfalls 
nicht erteilt, wenn durch die Veränderung der Wettbewerb wesentlich beeinträchtigt 
wird oder die Veränderung Auswirkungen auf die Fachkunde und Leistungsfähigkeit 
hat. Dies gilt entsprechend für Unterauftragnehmer. 

6.1.4 Sprache des Teilnahmeantrags und der weiteren Unterlagen 

Der Teilnahmeantrag und die weiteren Unterlagen sind ausschließlich in deutscher 
Sprache einzureichen. Unterlagen, deren Original nicht in deutscher Sprache abgefasst 
ist, ist eine wörtliche Übersetzung in deutscher Sprache durch einen vereidigten 
Übersetzer beizufügen. 

6.1.5 Form der Einreichung 

Der Teilnahmeantrag und die weiteren Unterlagen sind ausschließlich über das 
Vergabeportal einzureichen. 
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6.1.6 Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 

Der Teilnahmeantrag muss mit den weiteren Unterlagen innerhalb der im 
Vergabeportal angegebenen Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge eingehen. 
Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Das bedeutet, dass der Bewerber nur dann im 
Verfahren verbleiben kann, wenn der Teilnahmeantrag mit den weiteren Unterlagen 
fristgerecht über das Vergabeportal hochgeladen wurde. Etwas anderes gilt nur dann, 
wenn der verspätete Eingang nachweislich nicht durch vom Bewerber zu vertretende 
Umstände verursacht worden ist. In diesem Fall hat der Bewerber die Umstände, auf 
die er seine Auffassung stützt, unaufgefordert und unverzüglich darzulegen und 
glaubhaft zu machen.  
 
Bis zum Ablauf der Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge sind die eingereichten 
Unterlagen verschlüsselt, so dass der Auftraggeber keinen Zugriff auf diese hat. Den 
Bewerbern steht es frei, ihre Unterlagen bis zum Ablauf der Frist zu bearbeiten und 
neu über das Vergabeportal hochzuladen.  

6.2 Mitteilung von Unklarheiten / Nachfragen von Bewerbern 

Bestehen nach Auffassung der Bewerber in dieser Aufforderung zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen oder in den Anlagen Unklarheiten, Lücken oder Widersprüche, sind diese 
unverzüglich über das Vergabeportal mitzuteilen. Mitteilungen und Nachfragen müssen 
innerhalb der im Vergabeportal angegebenen Frist für Bewerberfragen eingehen. Antworten 
auf rechtzeitig gestellte Nachfragen werden – sofern sie für alle Bewerber relevant sind – 
über das Vergabeportal allen Bewerbern gleichzeitig zur Verfügung gestellt.  
 
Sollten sich darüber hinaus ergänzende, klärende oder berichtigende Informationen als 
erforderlich erweisen, werden diese – sofern sie für alle Bewerber relevant sind – im 
Interesse des Wettbewerbs und der Transparenz ebenfalls grundsätzlich allen Bewerbern 
über das Vergabeportal zur Verfügung gestellt.  

6.3 Nachforderung von Erklärungen und Nachweisen 

Teilnahmeanträge, die nicht die geforderten Erklärungen und Nachweise enthalten oder 
deren Nachweise Mängel aufweisen, können ausgeschlossen werden. Der Auftraggeber 
behält sich vor, Bewerber unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung aufzufordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte Erklärungen und 
Nachweise innerhalb einer vom Auftraggeber zu bestimmenden angemessenen Frist 
nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren. Der Auftraggeber ist zur 
Nachforderung nicht verpflichtet. 

6.4 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 

Wettbewerbsbeschränkende Absprachen zwischen Bewerbern sind unzulässig. 
Teilnahmeanträge von Bewerbern, die sich an einer wettbewerbsbeschränkenden Absprache 
beteiligen, werden ausgeschlossen. Bewerber haben auf Verlangen des Auftraggebers 
Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art der Bewerber wirtschaftlich und 
rechtlich mit Unternehmen verbunden ist. 

6.5 Kosten der Erstellung des Teilnahmeantrags 

Für die Erstellung des Teilnahmeantrags und der weiteren Unterlagen erhalten die Bewerber 
keine Aufwandsentschädigung.  
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7 Auswahl der zur Angebotsabgabe aufzufordernden Bewerber im Teilnahmewettbewerb 

7.1 Formale Prüfung der Teilnahmeanträge 

Teilnahmeanträge von Bewerbern, die die Teilnahmebedingungen unter 6.1 nicht erfüllen 
oder die nach 6.3 nachgeforderten Angaben und Nachweise nicht fristgerecht nachreichen, 
werden ausgeschlossen. 

7.2 Prüfung der Eignung der Bewerber 

Die Eignung aller übrigen Bewerber wird anhand der mit dem Teilnahmeantrag eingereichten 
Unterlagen geprüft. Bewerber, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder bei denen die 
Mindestanforderungen eines oder mehrerer Eignungskriterien nicht erfüllt sind, werden 
ausgeschlossen. 

7.3 Begrenzung der Anzahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden sollen 

☒ Nein (Aufforderung aller geeigneten Bewerber zur Angebotsabgabe - 7.4 und 7.5 

entfällt) 

☐ Ja 

7.4 Anzahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen 

☐ Mindestens        
 

Für den Fall, dass die Anzahl an geeigneten Bewerbern die Zahl X überschreitet, erfolgt 
aufgrund der begrenzten Kapazitäten des Auftraggebers eine Auswahl von X - Y Bewerbern, 
die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. 

7.5 Art und Gewichtung der Auswahlkriterien für den Fall, dass die Anzahl der geeigneten 
Bewerber begrenzt werden soll 

 
Für die Begrenzung der Bewerber gelten folgende Kriterien: 

☐       

☐       

☐       
 
Der den einzelnen Kriterien zugehörige Bewertungsmaßstab zur Erfüllung der jeweiligen 
Anforderungen sowie die Gewichtungen der einzelnen Kriterien sind in der Anlage 
„Abschichtung“ aufgeführt. 

8 Ablauf des weiteren Verfahrens nach dem Teilnahmewettbewerb 

Die ausgewählten geeigneten Bewerber werden unter Angabe der Angebotsfrist zur Abgabe eines 
Erstangebotes aufgefordert. Die nicht berücksichtigten Bewerber werden entsprechend der 
gesetzlichen Bestimmungen informiert. 
Angaben zum Ablauf des weiteren Verfahrens entnehmen Sie der Anlage "Aufforderung zur 
Angebotsabgabe". 

 

9 Informationen zur Nachprüfung 

Bewerber können sich zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die Vergabebestimmungen 
an folgende Stelle wenden: 

 
 Name:  Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
 Straße:  Große Bleichen 27 
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 PLZ/Ort: 20354 Hamburg 
 Telefon: +49 40 42823 – 1491 
 Fax:  +49 40 42823 – 2020 
 E-Mail:  Vergabekammer@fb.hamburg.de 
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§ 1 Allgemeines 

(1) Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nachfol-
gend: „AEB“) gelten für alle Bestellungen der Ham-
burger Energienetze GmbH (nachfolgend: „HNE“). 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (nachfolgend: 
„AGB“) des Vertragspartners werden nicht Vertrags-
bestandteil, auch dann nicht, wenn die HNE ihnen 
nicht ausdrücklich widerspricht oder wenn der Ver-
tragspartner in Schreiben auf eigene AGB hinweist. 
Sie gelten nur, wenn HNE sie ausdrücklich schriftlich 
anerkennt. 

(2) Vertragsgrundlage sind in der folgenden Geltungs-
reihenfolge: 

– die Bestimmungen eines zwischen den Parteien 
im Einzelfall vereinbarten Vertragstextes, 

– die Bestellung in Gestalt der Zuschlagserteilung, 

– die in der Bestellung genannten Besonderen Ver-
tragsbedingungen der HNE und sonstige in der 
Bestellung genannte Anlagen, 

– die Weisungen zur Verwendung von Informatio-
nen i. S. d. § 6a EnWG, 

– diese AEB der HNE. 

§ 2 Angebot 

(1) Der Vertragspartner hat sich bei Angeboten exakt 
an die Anfrage der HNE zu halten und auf Abwei-
chungen ausdrücklich hinzuweisen. 

(2) Angebote des Vertragspartners erfolgen kostenlos. 
Kostenvoranschläge des Vertragspartners werden 
nur bei besonderer Vereinbarung vergütet. 

§ 3 Bestellung per Zuschlagserteilung 

(1) Bestellungen der HNE erfolgen per Zuschlagsertei-
lung über das Vergabeportal sowie per E-Mail. Aus-
reichend ist die Übermittlung der Bestellung per E-
Mail, aus der sich der Besteller (auch ohne Unter-
schrift) eindeutig ergibt. Mündliche Nebenabreden 
haben nur dann Gültigkeit, wenn sie von HNE aus-
drücklich bestätigt werden. Dies gilt auch für nach-
trägliche Änderungen und Ergänzungen. Der Ver-
tragspartner darf von der Bestellung nur mit aus-
drücklicher schriftlicher Zustimmung oder Zustim-
mung in Textform (E-Mail) von HNE abweichen. 

(2) Der Vertragspartner hat die Bestellung, sämtliche 
zur Bestellung gehörende Unterlagen ebenso wie 
nachträglich übermittelte Unterlagen oder inhaltliche 
Vorgaben der HNE unverzüglich nach Übermittlung 
auf Fehler, Unklarheiten oder Ungeeignetheit zu 
überprüfen. Hat der Vertragspartner Bedenken ge-
gen die vorgesehene Art der Ausführung oder gegen 
die Leistung anderer Unternehmer, wird er HNE 
diese Bedenken unverzüglich – möglichst vor Aus-
führung – in schriftlicher Form mit Begründung mit-
teilen und Änderungsvorschläge unterbreiten, so-
weit diese den Auftragsumfang des Vertragspart-
ners betreffen. 

(3) Der Vertrag kommt grundsätzlich durch den Zugang 
des Angebotes des Vertragspartners (nachfolgend: 
„Angebot“) und die Bestellung der HNE (nachfol-
gend: „Annahme“) zustande (Vertrag). Hat HNE in ih-
rer Bestellung Änderungen an dem Angebot des 
Vertragspartners vorgenommen, kommt der Vertrag 
mit dem wechselseitigen Zugang der Bestellung (An-
gebot) und der Bestätigung des Vertragspartners 
(Annahme) zustande, spätestens aber mit Beginn 
der Leistungsausführung durch den Vertrags-
partner. 

(4) Abweichend von Absatz 2 kommt der Vertrag im 
Rahmen eines Vergabeverfahrens mit dem Zuschlag 
zustande. 

§ 4 Ausführung der Leistung 

(1) Der Vertragspartner ist verpflichtet, die Vertrags-
leistung eigenverantwortlich und auf eigenes wirt-
schaftliches und technisches Risiko, sicher, effizient 
und termingerecht sowie kosten und wirtschaftlich 
optimiert, und zwar unter Erfüllung und Einhaltung 
der geltenden anerkannten Regeln der Technik, der 
jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften, der je-
weils geltenden untergesetzlichen Normen sowie der 
jeweils geltenden behördlichen Bestimmungen und 
Zulassungen jeweils unter Berücksichtigung wäh-
rend der Projektlaufzeit, zu erbringen. 

(2) Eventuelle strengere Vorgaben in den Werknormen 
der HNE zum Zeitpunkt der Abrufbestellung gehen 
vor. Der Vertragspartner muss HNE auf Differenzen 
zwischen Werknormen und den anerkannten Regeln 
der Technik in Textform hinweisen. 

§ 5 Leistungszeit, Erfüllungsort 

(1) Der Vertragspartner ist verpflichtet, seine Leistun-
gen so rechtzeitig zu erbringen, dass die vereinbar-
ten Vertragstermine eingehalten werden. Die Ter-
mine sind vom Vertragspartner bestätigt und deren 
Einhaltung wird vom Vertragspartner zugesichert.  

(2) Die Ausführung ist nach den vereinbarten Vertrags-
terminen zu beginnen, angemessen zu fördern und 
zu vollenden. Wenn Arbeitskräfte oder Materialien 
so unzureichend sind, dass die Ausführungsfristen 
offenbar nicht eingehalten werden können, muss der 
Vertragspartner auf Verlangen der HNE unverzüg-
lich Abhilfe schaffen. 

(3) Erfüllungsort für die Lieferungen und Leistungen des 
Vertragspartners ist die von HNE genannte Verwen-
dungsstelle.  

§ 6  Verzug des Vertragspartners 

(1) Für den Leistungs-/ Lieferverzug des Vertragspart-
ners gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

(2) Die vereinbarten Termine sind für den Vertrags-
partner bindend. Bei Überschreitung der Termine 
gerät der Vertragspartner auch ohne Mahnung in 
Verzug. 
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(3) Der Vertragspartner ist verpflichtet, HNE erkennbar 
werdende Termingefährdungen unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen und in Abstimmung mit ihm ange-
messene Maßnahmen zu ergreifen, um Verzögerun-
gen zu vermeiden und möglichst gering zu halten. 
Die voraussichtliche Dauer der Verzögerung und die 
Gründe für die Verzögerung sind anzugeben. An-
sprüche der HNE wegen Verzugs bleiben unberührt. 

(4) Erforderliche Mitwirkungen der HNE, wie Freigaben 
oder Entscheidungen, von HNE beizubringende Ge-
nehmigungen oder Unterlagen, wird der Vertrags-
partner rechtzeitig schriftlich unter Setzung einer 
angemessenen Frist anfordern, so dass Terminver-
zögerungen vermieden werden. 

(5) Gerät der Vertragspartner in Verzug, stehen HNE 
die gesetzlichen Ansprüche uneingeschränkt zu. 
HNE kann insbesondere Ersatz des Verzugsscha-
dens verlangen. Hat HNE den Vertragspartner 
fruchtlos unter Fristsetzung zur Nacherfüllung auf-
gefordert oder ist die Fristsetzung HNE unzumutbar, 
kann HNE Schadenersatz statt der Leistung verlan-
gen und/oder vom Vertrag zurücktreten. 

§ 7 Vertragsstrafe 

(1) Bei Verzug hat der Vertragspartner eine Vertrags-
strafe nach Maßgabe der vereinbarten Besonderen 
Vertragsbedingungen zu zahlen. 

(2) Eine Vertragsstrafe muss nicht bei der Annahme als 
Erfüllung/Abnahme vorbehalten werden, sie kann bis 
zur Fälligkeit der Schlusszahlung geltend gemacht 
werden. HNE ist berechtigt, verwirkte Vertragsstra-
fen bereits bei Abschlagszahlungen abzuziehen 

(3) Neben der Vertragsstrafe kann HNE Ersatz des 
Schadens fordern, der sich aus der Pflichtverletzung 
ergibt. Die verwirkte Vertragsstrafe wird in diesem 
Fall insoweit angerechnet, als Interessenidentität 
zwischen Schadensersatzanspruch und Vertrags-
strafe besteht. Im Übrigen bleiben die gesetzlichen 
Rechte der HNE unberührt. 

(4) Bereits verwirkte Vertragsstrafen entfallen nicht 
durch die Vereinbarung neuer Termine. Im Falle der 
Fortschreibung von pönalisierten Terminen bei Zeit-
verschiebungen gilt das Vertragsstrafenversprechen 
entsprechend für die neuen Termine. 

§ 8 Abtretung, Aufrechnung 

(1) Abtretungen sowie sonstige Übertragungen von 
Rechten und Pflichten seitens des Vertragspartners 
dürfen nur mit schriftlicher Einwilligung der HNE 
vorgenommen werden. Die HNE ist berechtigt, die-
sen Vertrag mit sämtlichen Rechten und Pflichten 
auf ein mit ihr verbundenes Unternehmen im Sinne 
des Aktienrechtes zu übertragen. § 354a HGB bleibt 
unberührt. 

(2) Im Falle einer Abtretung von Forderungen des Ver-
tragspartners wird der Vertragspartner eine von ihm 
rechtswirksam unterzeichnete Original-Abtretungs-
anzeige an HNE, schicken, aus der sich Name, An-
schrift und Kontoverbindung des neuen Gläubigers, 
die Höhe der abgetretenen Forderung und das Da-
tum der Abtretung ergibt. Ohne Einhaltung dieser 

Pflicht ist HNE weiterhin zur Zahlung an den Ver-
tragspartner berechtigt. Bei unvollständiger Erfül-
lung dieser Pflicht kann HNE die Zahlung so lange 
zurückhalten, bis alle Zweifel über die Identität des 
richtigen Gläubigers geklärt sind. 

(3) Der Vertragspartner darf nur aufrechnen, wenn der 
jeweilige Anspruch, mit dem aufgerechnet wird, un-
streitig ist oder rechtskräftig gerichtlich festgestellt 
ist. HNE ist nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
schriften zur Aufrechnung und/oder Zurückbehal-
tung berechtigt. 

§ 9  Preise 

(1) Alle Preise verstehen sich zuzüglich der jeweils gel-
tenden gesetzlichen Umsatzsteuer, soweit nicht aus-
drücklich anders vereinbart. 

(2) Soweit nicht anders vereinbart, sind mit dem verein-
barten Preis alle im Zusammenhang mit der Erbrin-
gung der Leistung durch den Vertragspartner ent-
stehenden Kosten, Gebühren, Entgeltansprüche usw. 
einschließlich Nebenkosten, Lieferung aller Materia-
lien sowie Gestellung der erforderlichen Maschinen 
und Geräte abgedeckt. Ausgenommen hiervon sind 
Kosten, die durch Mehr-, Änderungs- und Zusatz-
leistungen aufgrund einer Anforderung der HNE ent-
stehen. 

(3) Preisgleitklauseln des Vertragspartners werden 
nicht anerkannt, es sei denn, HNE hat mit dem Ver-
tragspartner ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 

§ 10 Rechnungserteilung, Zahlungsbedingungen 

(1) HNE leistet die vereinbarten Zahlungen, soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, nach Erbringung der 
vereinbarten Leistung und anschließendem Zugang 
einer vollständigen, prüffähigen und den nachste-
henden Anforderungen genügenden Rechnung bei 
HNE. Ansprüche nach § 632a BGB auf Abschlags-
zahlungen bleiben unberührt. 

(2) Die Bezahlung des Rechnungsbetrags erfolgt ent-
sprechend den folgenden Zahlungsmodalitäten: 

a) 30 Tage netto fällig ab Rechnungseingang, 

b) 14 Tage netto fällig ab Rechnungseingang abzü-
glich 3 % Skonto / 30 Tage netto 

Der Vertragspartner zeigt die gewählte Zahlungs-
modalität schriftlich gegenüber HNE an, soweit nicht 
ausdrücklich andere Zahlungsbedingungen verein-
bart worden sind. 

(3) Die zum Nachweis von Art und Umfang der Leistung 
erforderlichen Aufmaße und andere Belege sind bei-
zufügen. Die Bestell- bzw. Abruf- und Rahmenbe-
stellnummer sind stets auf Lieferpapier und Rech-
nung anzugeben.  

(4) Die Rechnung an den Auftraggeber muss alle 
Pflichtangaben gemäß §14 UStG beinhalten. Weitere 
Mindestanforderungen, sowie Formate und Adres-
sen sind der Veröffentlichung des Auftraggebers un-
ter https://www.hamburger-energienetze.de/part-
ner/dienstleister-lieferanten/allgemeine-informatio-
nen/rechnungen zu entnehmen. Rechnungen ohne 
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diese Angabe gelten als nicht gelegt, hindern den 
Eintritt der Fälligkeit und werden zurückgesandt. 

(5) Die Rechnung muss bei Leistungen mit einer ver-
traglichen Ausführungsfrist von höchstens 3 Mona-
ten spätestens 12 Werktage nach Fertigstellung ein-
gereicht werden, wenn nichts anderes vereinbart ist; 
diese Frist wird um je 6 Werktage für je weitere 3 
Monate Ausführungsfrist verlängert. Reicht der Ver-
tragspartner eine prüfbare Rechnung nicht ein, ob-
wohl ihm HNE dafür eine angemessene Frist gesetzt 
hat, so kann sie HNE selbst auf Kosten des Ver-
tragspartners aufstellen. 

§ 11 Verletzung von Schutzrechten und Nutzungsrechte 

(1) Der Vertragspartner ist verpflichtet, seine Leistun-
gen frei von Rechten Dritter zu erbringen. 

(2) Sollten gegen die HNE wegen Verletzung von Rech-
ten Dritter, z. B. gewerblichen Schutzrechten oder 
Urheberrechten, in Zusammenhang mit den Leistun-
gen des Vertragspartners geltend gemacht werden, 
so ist der Vertragspartner verpflichtet, HNE von An-
sprüchen freizustellen. 

(3) Ist die Nutzung durch die Schutzrechtsverletzung 
eingeschränkt oder unmöglich, ist der Vertrags-
partner verpflichtet, durch Erwerb von Nutzungs-
rechten oder durch Lizenzzahlungen an den Rechts-
inhaber die rechtmäßige Nutzung durch HNE zu er-
möglichen. Ist ein Lizenzerwerb nicht möglich, ist der 
Vertragspartner verpflichtet, die Leistungen so zu 
verändern, so dass Schutzrechte nicht verletzt wer-
den. Der Vertragspartner verpflichtet sich in einem 
solchen Fall, HNE alle etwaigen Nachteile zu erset-
zen. 

(4) Sollten diese Maßnahmen unmöglich sein, ist HNE 
nach ihrer Wahl berechtigt, von diesem Vertrag zu-
rückzutreten oder ihn zu kündigen. Der Vertrags-
partner verpflichtet sich in einem solchen Fall, der 
HNE alle etwaigen Nachteile zu ersetzen. 

§ 12 Haftung, Freistellung, Höhere Gewalt 

(1) Der Vertragspartner haftet nach den gesetzlichen 
Vorschriften. 

(2) Wird HNE aufgrund einer vom Vertragspartner zu 
verantwortenden Verletzung einer gesetzlichen oder 
vertraglichen Bestimmung durch Dritte in Anspruch 
genommen, so ist der Vertragspartner verpflichtet, 
HNE von Ansprüchen freizustellen. Über Anspruchs-
stellungen Dritter wird der Vertragspartner HNE un-
verzüglich in Kenntnis setzen. HNE hat die Wahl, 
entweder selbst alle gebotenen Maßnahmen zur 
Rechtsverteidigung zu ergreifen oder den Vertrags-
partner zu bevollmächtigen, alle gebotenen Maßnah-
men zur Rechtsverteidigung zu ergreifen. Der Ver-
tragspartner wird HNE von allen Kosten der Rechts-
verteidigung oder Rechtsverfolgung freistellen. 

(3) HNE haftet nur für Schäden, die von ihr, ihren ge-
setzlichen Vertretern oder einem ihrer Erfüllungsge-
hilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht 
wurden sowie für von den vorgenannten Personen 
schuldhaft verursachte Schäden an Leben, Körper 
und Gesundheit, unbegrenzt. Liegen diese 

Voraussetzungen nicht vor, haftet HNE – gleich aus 
welchem Rechtsgrund – für Schadensersatzansprü-
che nur, wenn mindestens leicht fahrlässig eine we-
sentliche Vertragspflicht (Kardinalpflicht) von einer 
der vorgenannten Personen verletzt wurde. In diesen 
Fällen ist die Haftung der HNE auf den vertragstypi-
schen und vorhersehbaren Schaden begrenzt. Als 
Kardinalpflichten gelten solche Pflichten, deren Er-
füllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Ein-
haltung der AN regelmäßig vertrauen darf. Es han-
delt sich somit um Pflichten, deren Verletzung die 
Erreichung des Vertragszwecks gefährdet. 

(4) Soweit einer der Vertragspartner für die Erfüllung 
der in diesem Vertrag geregelten Pflichten auf 
Grund Gesetz oder Vertrag verschuldensunabhängig 
einzustehen hat, ist er von der Erfüllung dieser 
Pflichten nur befreit, wenn er durch Ereignisse höhe-
rer Gewalt an der Erfüllung gehindert wird. Witte-
rungsbedingungen stellen nur dann höhere Gewalt 
dar, wenn sie kumulativ außergewöhnlich und unvor-
hersehbar und ihre Auswirkungen unabwendbar sind 
und wenn es sich um Witterungsbedingungen han-
delt, die von den Wetterextremen der letzten 20 
Jahre ungewöhnlich abweichen. Tritt ein Fall höherer 
Gewalt auf, verpflichtet sich die betroffene Partei, 
der jeweils anderen Partei unverzüglich hiervon Mit-
teilung zu machen. Die Parteien haben bei höherer 
Gewalt alle angemessenen Anstrengungen zur Be-
seitigung bzw. Minderung der Schwierigkeiten und 
entstehenden Schäden zu unternehmen und sich 
wechselseitig fortlaufend schriftlich zu unterrichten. 
Führt das Ereignis höherer Gewalt zu einer Verzöge-
rung der Leistungen des Vertragspartners, und hat 
der Vertragspartner dies unverzüglich schriftlich an-
gezeigt, hat der Vertragspartner einen Anspruch auf 
Verschiebung der von den Verzögerungen betroffe-
nen Vertragsterminen entsprechend den Auswirkun-
gen der Behinderung. Die Kostenfolgen höherer Ge-
walt hat jede Partei selbst zu tragen. § 313 BGB 
bleibt unberührt. 

§ 13 Beigestelltes Material 

(1) Beigestellte Materialien der HNE bleiben auch nach 
der Übergabe deren Eigentum. Mit der Übernahme 
des beigestellten Materials geht die Gefahr des zu-
fälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte-
rung des beigestellten Materials auf den Vertrags-
partner über. Das Beistellungsmaterial ist bei der 
Übernahme und beim Einbau auf erkennbare Mängel 
oder Risiken und Gefahren sowie auf dessen Eignung 
für den Einbau bzw. die Verbindung mit anderen 
Stoffen zu überprüfen. 

(2) Hat der Vertragspartner Bedenken gegen die Eig-
nung des Materials für den vorgesehenen Einsatz-
zweck oder die Mängelfreiheit des Materials, sind 
diese Bedenken HNE unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. 

(3) Mit Übergabe der beigestellten Sachen an den Ver-
tragspartner geht bis zur Abnahme die Verkehrssi-
cherungspflicht im Hinblick auf die beigestellten Sa-
chen auf den Vertragspartner über. Im Rahmen 
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dieser Verkehrssicherungspflichten hat der Ver-
tragspartner zu überwachen und zu kontrollieren, 
dass von den beigestellten Sachen keine Gefahr für 
Rechtsgüter Dritter, für Grund und Boden sowie Ge-
wässer oder Luft ausgeht und im Gefährdungsfall 
auf eigene Kosten entsprechende Gegenmaßnahmen 
einzuleiten. Die Kostentragungspflicht gilt nicht, 
wenn der Vertragspartner die Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht nicht zu vertreten hat. Der 
Vertragspartner trägt ferner bis zur Abnahme die 
Verantwortung für die ordnungsgemäße Lagerung 
des Materials und den Schutz gegen Beschädigung, 
Verlust und Diebstahl. Übergeben sind die Sachen 
dann, wenn sie in den Herrschaftsbereich des Ver-
tragspartners gelangen. Der Vertragspartner wird 
HNE von Schadensersatzansprüchen aus der Verlet-
zung dieser Verkehrssicherungspflicht freistellen, 
soweit dieser für die Pflichtverletzung verantwort-
lich ist. 

§ 14 Unterlagen und deren Freigabe 

(1) Alle vom Vertragspartner zur Erfüllung des Vertra-
ges anzufertigenden Unterlagen (gegebenenfalls ein-
schließlich erforderlicher Schriftwechsel) sind HNE 
spätestens nach Erbringung der Leistung zu überge-
ben und werden Eigentum der HNE. 

(2) Die dem Vertragspartner überlassenen Unterlagen 
sind HNE spätestens nach Erbringung der Leistung 
vollständig zurückzugeben oder im Fall digitaler 
Überlassung zu löschen. 

(3) HNE ist berechtigt, sich vom Vertragspartner die im 
Zusammenhang mit der Leistungserbringung erstell-
ten Baupläne, Zeichnungen, Konzepte, sonstige Pla-
nungsunterlagen und/oder Dokumente (in dieser 
Klausel nachfolgend: „Dokumente“) zur Freigabe 
und/oder zur Information vorlegen zu lassen. Der 
Vertragspartner hat keinen Anspruch, HNE Doku-
mente zur Freigabe vorlegen zu können, soweit nicht 
Abweichendes vereinbart ist. Der Vertragspartner 
wird nach Anforderung der HNE Dokumente unver-
züglich aushändigen und zur Erläuterung zur Verfü-
gung stehen. Der Vertragspartner muss Dokumente 
– einschließlich etwaiger Erläuterungen – so recht-
zeitig HNE zur Verfügung stellen, dass HNE einen 
angemessenen Zeitraum zur Prüfung und für die 
Entscheidung über eine Freigabe hat. Der Zeitraum 
beträgt in der Regel mindestens 10 Kalendertage 
vor Durchführung der freizugebenden Leistungen. 
Die Freigabe bedeutet, dass der Vertragspartner die 
Dokumente als weitere Planungsgrundlage nutzen 
darf. Die Freigabe entbindet den Vertragspartner 
nicht von der Verantwortung für die Richtigkeit 
und/oder Vollständigkeit der von ihm gefertigten 
und/oder geprüften Dokumente und/oder einer Kon-
trolle vor Ort. Eine Abnahme oder Teilabnahme ist 
mit der Freigabe nicht verbunden. Wenn oder soweit 
Freigaben aufgrund von Mängeln und/ oder Unvoll-
ständigkeiten nicht erteilt werden, ist der Vertrags-
partner verpflichtet, die entsprechenden Dokumente 
nach Beseitigung der Mängel und/oder Vervollstän-
digung neu zu erstellen und diese HNE erneut nach 
Maßgabe dieser Klausel zur Prüfung und Freigabe 
vorzulegen. Dies gilt auch, wenn HNE trotz 

vorheriger Freigabe zu einem späteren Zeitpunkt 
Mängel in den Dokumenten entdeckt. Der Vertrags-
partner hat Änderungen gegenüber allen der durch 
HNE überlassenen Plänen ausdrücklich als solche zu 
kennzeichnen und in einem Änderungsindex nach-
vollziehbar vorzuführen. Im Falle der berechtigten 
Zurückweisung von Dokumenten hat der Vertrags-
partner keinen Anspruch auf Vergütung und/oder 
Verlängerung von Fristen wegen der Neuerstellung 
von zurückgewiesenen Dokumenten und der Prüfung 
dieser neu erstellten Dokumente durch HNE. 

§15 Geheimhaltung und Kartellschadensersatz 

(1) Der Vertragspartner ist verpflichtet, alle Zeichnun-
gen, Entwürfe, Muster, Daten aus IT-Systemen etc. 
sowie alle Informationen (nachfolgend insgesamt 
„Informationen“ genannt), die er bei der Durchfüh-
rung des Vertrages erhält, während der Dauer des 
auszuführenden Vertrages und danach uneinge-
schränkt vertraulich zu behandeln, sie Dritten nicht 
zugänglich zu machen und / oder an diese weiterzu-
geben, nicht für eigene Zwecke oder im Drittinte-
resse zu verwerten, ausschließlich für den vereinbar-
ten Zweck dieses Vertrages zu verwenden, nur sol-
chen Mitarbeitern und Nachunternehmern oder Lie-
feranten zugänglich zu machen, die die Informatio-
nen zum Zwecke der Erfüllung dieses Vertrages be-
nötigen, wenn diese vorab in gleicher Weise wie der 
Vertragspartner zur Geheimhaltung verpflichtet 
werden, und diese Informationen mit mindestens der 
gleichen Sorgfalt zu schützen, mit der der Vertrags-
partner eigene Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
schützt. Dies gilt nicht für Informationen, die zum 
Zeitpunkt der Übermittlung bereits allgemein be-
kannt sind oder die dem Vertragspartner bei Emp-
fang ohne Verletzung von Vertraulichkeitspflichten 
bereits bekannt waren oder von denen er anderwei-
tig ohne Verletzung von Vertraulichkeitspflichten 
Kenntnis (z. B. von Dritten ohne Vorbehalt der Ver-
traulichkeit oder durch eigene unabhängige Bemü-
hungen) erlangt hat. 

(2) Alle von HNE übergebenen Unterlagen bleiben Ei-
gentum der HNE. 

(3) Der Vertragspartner ist dafür verantwortlich, allen 
seinerseits eingebundenen Mitarbeitern, Beratern, 
Subunternehmern, Erfüllungsgehilfen und sonstigen 
Personen auch diese Verpflichtung zur Vertraulich-
keit aufzuerlegen. 

(4) Die dem Vertragspartner von HNE zugänglich ge-
machten Unterlagen werden nach Beendigung des 
Vertrages vom Vertragspartner nachprüfbar ver-
nichtet, sofern nicht gesetzliche Aufbewahrungs-
pflichten bestehen, oder auf Wunsch der HNE an 
diese zurückgegeben. Die Geheimhaltungspflicht gilt 
auch über die Beendigung der Arbeiten/des Vertra-
ges hinaus für einen Zeitraum von 5 Jahren. Vor ei-
ner Vernichtung wird der Vertragspartner HNE die 
Übergabe der Unterlagen anbieten. 

(5) Zur Weitergabe von Informationen und/oder Doku-
menten jedweder Art sind die Parteien auch ohne 
Zustimmung der jeweils anderen Partei berechtigt, 
wenn diese im Rahmen und zur Vorbereitung eines 
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gerichtlichen Verfahrens erforderlich wird und/oder 
wenn eine Weitergabe von Gesetzes wegen 
und/oder durch Börsenregeln vorgeschrieben ist. 

(6) Die Veröffentlichung der Unterlagen und die Ertei-
lung von Auskünften an Dritte sind dem Vertrags-
partner nur mit Zustimmung der HNE gestattet 

(7) Durch die Annahme des Auftrages versichert der 
Vertragspartner zugleich, dass er in Zusammenhang 
mit der Vergabe dieses Auftrages nicht an unzuläs-
sigen wettbewerbsbeschränkenden Absprachen 
oder sonstigen unlauteren Absprachen beteiligt war 
oder ist. Wenn der Vertragspartner aus Anlass der 
Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die 
eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung oder 
eine unlautere Verhaltensweise darstellt, hat er 15 
Prozent der Nettoauftragssumme als pauschalierten 
Schadensersatz an HNE zu zahlen, es sei denn, dass 
ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. 

§ 16 Veröffentlichung, Werbung 

Dem Vertragspartner ist es nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung der HNE gestattet, in Veröffentlichun-
gen oder zu Werbezwecken auf die mit HNE beste-
hende Geschäftsbeziehung hinzuweisen oder Infor-
mationen über das Projekt, für das die Leistungen 
erbracht werden, zu verbreiten. Jede Kommunikation 
mit Pressevertretern im Zusammenhang mit den zu 
erbringenden Leistungen erfolgt nur in Abstimmung 
mit der HNE. 

§ 17 Datenschutz 

(1) Die Parteien werden die datenschutzrechtlichen Vor-
gaben beachten. 

(2) Der Vertragspartner verpflichtet sich, bei der Erbrin-
gung der vereinbarten Leistungen die einschlägigen 
Datenschutzvorschriften, insbesondere die Vor-
schriften der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), 
einzuhalten. Die Daten der HNE dürfen ausschließ-
lich für die vertraglich festgelegten Aufgabenstel-
lungen erhoben, verarbeitet und genutzt werden. Sie 
dürfen nur nach schriftlicher Zustimmung der HNE 
an Dritte weitergegeben werden. Die vorgenannten 
Regelungen zum Datenschutz hat der Vertrags-
partner auch den von ihm beauftragten Nachunter-
nehmern aufzuerlegen. 

§ 18 Erfüllung gesetzlicher, behördlicher, sozialrechtli-
cher und berufsgenossenschaftlicher Verpflichtun-
gen  

(1) Der Vertragspartner ist für die Erfüllung aller ge-
setzlichen, behördlichen, sozialrechtlichen und be-
rufsgenossenschaftlichen Verpflichtungen gegen-
über seinen Mitarbeitern/Geschäftsführern und von 
ihm eingesetzten Subunternehmern/Dritten allein 
verantwortlich und verpflichtet sich, HNE von An-
sprüchen, die in diesem Zusammenhang - auch be-
züglich Subunternehmern, Dritten und freien Mitar-
beitern - an ihn gestellt werden, freizustellen. 

(2) Sofern HNE während oder nach Beendigung dieses 
Vertrags zur Beschäftigung von Mitarbeitern/Ge-
schäftsführern des Vertragspartners oder 

Subunternehmern/Dritten verpflichtet sein sollte, 
wird der Vertragspartner HNE von allen Aufwendun-
gen und finanziellen Ansprüchen dieser Mitarbei-
ter/Geschäftsführer oder Subunternehmer/Dritter 
freistellen, die aus der Weiterbeschäftigung dieser 
Personen resultieren. Zu den Aufwendungen gehö-
ren insbesondere Kosten für Gehalts- und sonstige 
Vergütungszahlungen, Sozialversicherungsbeiträge 
und sonstige gegenüber diesen Personen zu erbrin-
gende Leistungen (inkl. betriebliche Altersversor-
gung, Pensionsfonds) oder Abfindungszahlungen im 
Fall einer Trennung von diesem Mitarbeiter. 

§ 19 Compliance, Gleichbehandlung 

(1) Der Vertragspartner verpflichtet sich, die Gesetze 
der jeweils anwendbaren Rechtsordnung(en) einzu-
halten, keine Form von Korruption und Bestechung 
zu tolerieren, die Grundrechte der Mitarbeiter sowie 
das Verbot von Kinder- und Zwangsarbeit zu beach-
ten. Er wird im Übrigen Verantwortung für die Ge-
sundheit und Sicherheit seiner Mitarbeiter am Ar-
beitsplatz übernehmen, für gerechte Entlohnung und 
Arbeitszeiten sorgen, die Umweltschutzgesetze be-
achten und die Einhaltung dieser Prinzipien bei sei-
nen Lieferanten bestmöglich fördern und einfordern. 

(2) Der Vertragspartner erklärt sich damit einverstan-
den, den Verhaltenskodex für Lieferanten und Ge-
schäftspartner zu respektieren und danach zu han-
deln. Der Vertragspartner erklärt, über Richtlinien 
und Verfahren zu verfügen, um sicher zu stellen, 
dass die Prinzipien des Verhaltenskodex für Liefe-
ranten und Geschäftspartner und nationaler Gesetze 
eingehalten werden.  

(3) Jede Partei hat das Recht, ist aber nicht verpflichtet, 
eine Überprüfung der anderen Partei oder ihrer ver-
bundenen Unternehmen durchzuführen oder durch-
führen zu lassen, die allein dem Zweck dient, die Ein-
haltung der Prinzipien des Verhaltenskodex für Lie-
feranten und Geschäftspartner einschließlich des 
Bestehens von Verfahren zur Überwachung von de-
ren Einhaltung festzustellen, soweit dies im Zusam-
menhang mit der Durchführung dieses Vertrages 
steht (der „Zweck“). Jedwede Überprüfung ist wäh-
rend normaler Geschäftszeit und nur in solchen Ge-
schäftsräumen oder Betrieben der anderen Partei 
oder ihrer verbundenen Unternehmen vorzunehmen, 
die in die Durchführung dieses Vertrages involviert 
sind. Zu dem Zweck ist jede Partei berechtigt, zuläs-
sige Standorte zu besuchen, Managementsysteme 
zu überprüfen und Mitarbeiter und Führungskräfte 
zu befragen. Die Überprüfung kann von der ersu-
chenden Partei selbst oder durch eine namhafte und 
für die andere Partei objektiv zumutbare Drittgesell-
schaft durchgeführt werden. Die Parteien sind sich 
einig, dass sie bei einer Überprüfung im Rahmen des 
Möglichen und Zumutbaren so gut wie möglich zu-
sammenarbeiten werden, um die Überprüfung zu er-
möglichen und dass sie sich nach besten Kräften be-
mühen werden sicher zu stellen, dass dies auch ihre 
verbundenen Unternehmen tun. 

(4) Der Auftraggeber hat das Recht, den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen oder 
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vom Vertrag nach Maßgabe des § 323 BGB zurück-
zutreten, wenn der Vertragspartner und/oder eines 
seiner verbundenen Unternehmen, Geschäftsstellen 
oder Betriebe, die in die Durchführung dieses Ver-
trages eingebunden sind, nachweislich die Prinzipien 
des Verhaltenskodex für Lieferanten und Geschäfts-
partner verletzt. Voraussetzung hierfür ist, dass 
diese Verletzung so schwerwiegend ist, dass die 
weitere Durchführung des Vertrages bis zum Ende 
seiner Laufzeit nicht zumutbar ist. Sofern eine Behe-
bung möglich ist, hat der Auftraggeber dem Ver-
tragspartner zuvor schriftlich eine angemessene 
Frist zur Abhilfe zu setzen. Darüber hinaus hat der 
Vertragspartner dem Auftraggeber den daraus ent-
standenen Schaden zu ersetzen. Weitere gesetzliche 
Ansprüche bleiben unberührt. 

(5) Für die Zwecke der vorstehenden Klauseln zum ethi-
schen Verhalten gilt als mit einer Partei “verbunde-
nes Unternehmen” jedes Unternehmen, das direkt 
oder indirekt 

(a) von dieser Partei kontrolliert wird, 

(b) das Eigentum an dieser Partei hält oder diese 
kontrolliert, 

(c) von demselben Eigentümer wie diese Partei ge-
halten wird oder von diesem kontrolliert wird. 

(6) Es gelten die Weisungen zur Verwendung von Infor-
mationen i. S. d. § 6a EnWG. 

§ 20 Allgemeines Prüfungsrecht der HNE, Audits 

(1) Der Vertragspartner stellt gegenüber HNE sicher, 
dass von HNE beauftragte Auditoren und Prüfer, je-
derzeit nach vorheriger Ankündigung (bei planmäßi-
gen Audits 10 Werktage, bei anlassbezogenen Au-
dits ggf. kurzfristig) und Vereinbarung eines Audit-
ziels, die vom Vertragspartner übernommenen Ver-
tragsleistungen einsehen und prüfen können. Dazu 
räumt der Vertragspartner der HNE vollumfängliche 
Einsichts-, Auskunfts-, Informations-, sowie Zu-
gangs- und Zutrittsrechte ein, die erforderlich sind, 
um die jeweiligen Kontroll- und Prüfungsmöglichkei-
ten wahrzunehmen. Die Wahrnehmung dieser Rechte 
durch HNE stellt keine Behinderung des Vertrags-
partners dar. Zu jedem Audit und/oder jeder Prü-
fung stellt der Vertragspartner eine fachliche An-
sprechperson zur Verfügung. 

(2) Aus Prüfungen und Audits resultierende Maßnahmen 
sind vom Vertragspartner in einem angemessenen 
Zeitraum, u.U. unverzüglich, umzusetzen. Die Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse des Vertragspart-
ners werden gewahrt. Der Vertragspartner stellt si-
cher, dass die eingeräumten Audit- und Prüfrechte 
der HNE gleichermaßen bei Subunternehmen gelten. 

§21 Registrierung Hamburger Energienetze GmbH Lie-
ferantendatenbank 

Der Vertragspartner wird nach Abschluss des Ver-
trages durch HNE zur Registrierung im Lieferanten-
managementportal (LIMA) aufgefordert, sofern die-
ser noch nicht registriert ist. Der Vertragspartner ist 
verpflichtet, sich innerhalb von zwei Wochen nach 
Erhalt der Aufforderung zu registrieren. Die 

Registrierung ist für die gesamte Vertragsdauer auf-
rechtzuerhalten und entsprechend den Vorgaben 
des Lieferantenmanagementportals der HNE zu ak-
tualisieren.  

§ 22 Anwendbares Recht, Vertragssprache 

(1) Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des Kollisi-
onsrechtes und unter Ausschluss des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Verträge über 
den internationalen Warenkauf vom 11.04.1980 
(CISG). 

(2) Die gesamte Vertragsabwicklung in Wort und Schrift 
hat ausschließlich in deutscher Sprache zu erfolgen. 
Dies gilt auch für alle der HNE zu übergebenden Do-
kumente. 

§ 23 Gerichtsstand 

Gerichtsstand ist Hamburg. Darüber hinaus ist HNE 
berechtigt, vor dem Gericht zu klagen, das am Sitz 
des Vertragspartners zuständig ist. 

§ 24 Sonstige Bestimmungen 

(1) Die Parteien verpflichten sich zur gegenseitigen Lo-
yalität. Beide Seiten kommen insbesondere überein, 
die direkte oder indirekte Abwerbung von Mitarbei-
tern oder ehemaligen Mitarbeitern, die im Rahmen 
dieses Vertrages tätig gewesen sind, während sowie 
bis zwei Jahre nach Beendigung dieses Vertrages zu 
unterlassen. In Einzelfällen sollen von Vorstehendem 
abweichende Sonderregelungen möglich sein, wenn 
beide Parteien einverstanden sind. 

(2) Etwaige Änderungen und Ergänzungen dieses Ver-
trages sind zu Beweiszwecken schriftlich oder in 
Textform zu vereinbaren. 

(3) Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertra-
ges ganz oder teilweise als nichtig oder unwirksam 
erweisen, so wird die Wirksamkeit dieses Vertrages 
im Übrigen dadurch nicht berührt. Das gleiche gilt, 
soweit sich in diesem Vertrag eine Lücke herausstel-
len sollte. Die Parteien verpflichten sich vielmehr, die 
betreffende oder fehlende Bestimmung durch eine 
andere, im wirtschaftlichen Erfolg ihr möglichst 
gleichkommende zu ersetzen bzw. eine Regelung zu 
treffen, die dem am nächsten kommt, was die Par-
teien nach Sinn und Zweck dieses Vertrages ange-
strebt hatten. 
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§ 1  Geltungsbereich, Rangfolge 

(1) Diese Vertragsbedingungen für die Beschaffung von 
Lieferungen und Leistungen mittels Dienstverträgen 
werden Inhalt aller Bestellungen der Hamburger 
Energienetze GmbH (nachfolgend: „HNE“), wenn 
HNE Lieferungen und Leistungen mittels eines 
Dienstvertrages bestellt. AGB des Auftragnehmers 
(nachfolgend: „AN“) werden nicht Vertragsbestand-
teil, auch dann nicht, wenn die HNE ihnen nicht aus-
drücklich widerspricht oder wenn der AN in Schrei-
ben auf eigene AGB hinweist. Sie gelten nur, wenn 
HNE sie ausdrücklich schriftlich anerkennt. 

(2) Vertragsgrundlage sind in nachstehender Reihen-
folge: 

– die Bestimmungen eines zwischen den Parteien 
im Einzelfall vereinbarten Vertragstextes, 

– die Bestellung in Gestalt der Zuschlagserteilung, 

– diese Besonderen Vertragsbedingungen Dienst-
verträge und sonstige in der Bestellung genannte 
Anlagen, 

– die AEB der HNE. 

§ 2  Einzuhaltende Vorschriften 

(1) Der AN gewährleistet, dass bei der Auftragsdurch-
führung die jeweils geltenden Gesetze, Verordnun-
gen und sonstige öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
eingehalten werden. Der AN verpflichtet sich, dass 
sämtliche sicherheitstechnischen Anforderungen 
und Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschrif-
ten beachtet werden. Sämtliche einschlägigen tech-
nischen Vorschriften, DIN- und VDE- Bestimmungen 
und DVGW-Regelwerke sind einzuhalten. 

(2) Der AN verpflichtet sich, bei der Auftragsdurchfüh-
rung das Arbeitsschutzgesetz und die Inhalte der 
Betriebssicherheitsverordnung zu berücksichtigen. 
Er wird soweit erforderlich Gefährdungsbeurteilun-
gen für die durchzuführenden Tätigkeiten erstellen. 

§ 3 Geänderte und zusätzliche Leistungen 

(1) HNE ist berechtigt, Änderungen des vereinbarten 
Leistungsumfangs sowie zusätzliche Leistungen zu 
verlangen, auch wenn diese nicht erforderlich, wohl 
aber zweckmäßig für die Realisierung des Projektes 
sind (nachfolgend: „Änderungen“). Das Anordnungs-
recht gilt für Änderungen des vereinbarten Leis-
tungsumfangs nicht, wenn die Ausführung dem AN 
im Einzelfall unzumutbar ist, insbesondere wenn der 
Betrieb des AN auf die Erbringung dieser Leistungen 
nicht eingerichtet ist und diese Leistung nicht durch 
einen Subunternehmer, der für den AN bei der Ver-
tragsausführung tätig ist, erledigt werden kann. 
Macht der AN betriebsinterne Vorgänge für die Un-
zumutbarkeit geltend, trifft ihn die Beweislast dafür. 
Wenn der AN der Auffassung ist, dass die Änderung 
dem AN unzumutbar ist, hat er dies HNE unverzüg-
lich nach Zugang des Änderungsverlangens mit Be-
gründung mitzuteilen. Hat der AN fachliche 

Bedenken hinsichtlich des Änderungsverlangens, hat 
der AN hierauf unverzüglich hinzuweisen. 

(2) Begehrt HNE solche Änderungen, hat der AN HNE 
ferner unverzüglich ein vollständiges prüffähiges 
schriftliches Angebot zu unterbreiten. Das Angebot 
ist vom AN unter Berücksichtigung der Regelungen 
der Absätze 7 bis 9 zu erstellen, eventuelle Schät-
zungen der Mehr- und Minder- kosten sind zu erläu-
tern. Darüber hinaus hat der AN HNE die etwaigen 
Terminfolgen darzulegen. Soweit ein berücksichti-
gungsfähiger Mehr- oder Minderaufwand im Vor-
hinein abschätzbar ist, ist HNE ein pauschaliertes 
Angebot vorzulegen. Benötigt der AN hierfür Pla-
nungsunterlagen, deren Erstellung für ihn unzumut-
bar ist, weil sein Betrieb hierauf nicht eingerichtet 
ist, hat er diese unverzüglich unter Angabe der 
Gründe bei der HNE anzufordern. 

(3) Das Angebot ist auf Verlangen der HNE zu erläutern, 
Belege sind auf Bitten der HNE vorzulegen. Die Ver-
tragsparteien verpflichten sich, über dieses Angebot 
unverzüglich zu verhandeln und möglichst zeitnah 
eine schriftliche Vereinbarung zu schließen, welche 
den Vergütungsanspruch sowie eventuelle Termin-
folgen von Leistungsänderungen und zusätzlichen 
Leistungen abschließend regelt. Beide Vertragspar-
teien verpflichten sich zu kooperativen Verhandlun-
gen mit dem Ziel, Verzögerungen und hieraus resul-
tierende Kosten im Interesse beider Vertragspar-
teien zu vermeiden. Erzielen die Vertragsparteien 
keine Einigung, kann HNE die Ausführung einer Än-
derung schriftlich oder in Textform anordnen. Eine 
solche Anordnung soll grundsätzlich erst nach 30 
Tagen, gerechnet vom Zugang des Änderungsbe-
gehrens beim AN, erfolgen. Der AN hat ausnahms-
weise gleichwohl eine Anordnung der HNE vor Ab-
lauf von 30 Tagen in folgenden Ausnahmefällen zu 
befolgen: 

– In Eilfällen, insbesondere bei Gefahr in Verzug; 

– wenn nach den konkreten Umständen davon aus-
zugehen ist, dass eine Einigung über die auszu-
führende Leistung und deren Vergütung endgül-
tig gescheitert ist; 

– wenn das Interesse der HNE an der sofortigen 
Ausführung der mit der begehrten Anordnung 
verbundenen Leistung das Interesse des AN an 
der vorherigen Vereinbarung einer Vergütung 
eindeutig überwiegt; 

– wenn eine Bagatelländerung vorliegt, die nur ei-
nem ganz unwesentlichen Teil der beauftragten 
Gesamtleistung entspricht und deren Auswirkung 
auf die vertragliche Vergütung anhand der Preis-
ermittlungsgrundlagen unschwer festzustellen 
ist. 

(4) Im Falle einer solchen Anordnung ist der AN ver-
pflichtet, den Vergütungsanspruch sowie eventuelle 
Terminänderungen unverzüglich im Nachhinein dar-
zulegen, dazu gehört eine schlüssige Darlegung des 
Anspruchsgrundes sowie eine Darlegung des 
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Anspruchs der Höhe nach (Mehr- und/oder Minder-
vergütung nebst ersparter Aufwendungen sowie 
ggf. Terminänderungen). 

(5) Der AN verpflichtet sich im Falle der Anordnung der 
HNE, Änderungen unverzüglich auszuführen, und 
zwar auch dann, wenn Streit über den vertraglichen 
Leistungsumfang, die Prüfbarkeit und/oder die Höhe 
des überreichten Angebotes besteht. 

(6) Bei der Festlegung eines geänderten Preises für ge-
änderte oder zusätzliche Leistungen gilt: 

(a) Ist eine Einheitspreisliste vereinbart, ist zur Fest-
legung eines geänderten Preises vornehmlich an 
die Einheitspreisliste anzuknüpfen. 

(b) Soweit keine Einheitspreise vereinbart sind, ist 
der Minder- bzw. Mehraufwand nach den tat-
sächlich erforderlichen Kosten mit angemessenen 
Zuschlägen für allgemeine Geschäftskosten, 
Wagnis und Gewinn zu ermitteln. Als Zuschlag 
für allgemeine Geschäftskosten, Wagnis und Ge-
winn wird ein Zuschlagssatz von 5 % vereinbart. 

§ 4 Unterlagen 

(1) Der AN hat die Bestellung, sämtliche zur Bestellung 
gehörende Unterlagen ebenso wie nachträglich 
übermittelte Unterlagen oder inhaltliche Vorgaben 
der HNE unverzüglich nach Übermittlung auf Fehler, 
Unklarheiten oder Ungeeignetheit zu überprüfen. 
Hat der AN Bedenken gegen die vorgesehene Art 
der Ausführung oder gegen die Leistung anderer Un-
ternehmer, wird er HNE diese Bedenken unverzüg-
lich – möglichst vor Ausführung – vorzugsweise per 
E-Mail oder schriftlich mit Begründung mitteilen und 
Änderungsvorschläge unterbreiten, soweit diese den 
Auftragsumfang des AN betreffen. 

(2) Die Zustimmung der HNE zu Unterlagen oder Arbei-
ten des AN entbinden den AN von seiner Haftung für 
die Richtigkeit und Brauchbarkeit der von ihm er-
stellten Unterlagen und seiner Lieferungen und Leis-
tungen. 

§ 5 Vergütung, Rechnung, Zahlungsbedingungen 

(1) Die Vergütung ist nach der Leistung der Dienste zu 
entrichten. Ist die Vergütung nach Zeitabschnitten 
bemessen, so ist sie nach dem Ablauf der einzelnen 
Zeitabschnitte zu entrichten. 

(2) HNE ist zu Abschlagszahlungen nicht verpflichtet. 
Abweichendes muss zwischen den Vertragsparteien 
einzelvertraglich und schriftlich vereinbart werden. 

(3) Der AN hat keinen Anspruch auf die Zahlung von 
Vorschüssen. 

§ 6 Subunternehmer 

(1) Der AN ist verpflichtet, Subunternehmer vor deren 
Einsatz schriftlich zu benennen und die vorherige 
Zustimmung durch HNE einzuholen. Die Übertra-
gung der Gesamtleistung auf Subunternehmer ist 
ausgeschlossen. 

(2) HNE behält sich vor, in begründeten Fällen die Zu-
stimmung zum Einsatz eines Subunternehmers zu 

verweigern. Ein begründeter Fall, in dem die Zustim-
mung zum Subunternehmereinsatz verweigert wer-
den kann, liegt insbesondere, aber nicht ausschließ-
lich, dann vor, wenn ein Anlass für Zweifel besteht, 
dass die von dem Subunternehmer jeweils übernom-
menen Leistungen nicht ordnungs- und vertragsge-
mäß erbracht werden können, insbesondere wenn 
Zweifel an ihrer Fachkunde, Leistungsfähigkeit, Zu-
verlässigkeit, Erfahrung sowie Erfüllung der Arbeits-
sicherheitsanforderungen besteht. Ein begründeter 
Fall, in dem die Zustimmung zum Subunternehmer-
einsatz verweigert werden kann, liegt aufgrund der 
sonst zu befürchtenden Kapazitätsengpässe weiter 
vor, wenn Firmen als Subunternehmer eingesetzt 
werden sollen, welche ebenfalls im Rahmenvertrags-
verhältnis über einen oder mehrere der Leistungsbe-
reiche Tiefbau Strom und Fernwärme, Netzmonta-
gen und Rohrleitungsbau mit HNE stehen. Der AN 
hat keinen Anspruch darauf, diese Firmen als Subun-
ternehmer einzusetzen. 

(3) HNE kann aus denselben Gründen nach angemesse-
ner Fristsetzung und deren fruchtlosem Verstrei-
chen die sofortige Ablösung von bereits genehmig-
ten Subunternehmern verlangen. Leistungen, die an 
einen Subunternehmer übertragen werden, dürfen 
von dem Subunternehmer nicht an einen weiteren 
Subunternehmer (Nachunternehmer des Subunter-
nehmers) übertragen werden. 

§ 7 Personal 

(1) Der AN hat die ihm übertragenen Aufgaben eigen-
verantwortlich zu erledigen. HNE hat keine Wei-
sungsbefugnis ggü. dem Personal. Ausgenommen 
sind erforderliche Weisungen zur Einhaltung der be-
trieblichen Ordnung und der Sicherheit, insb. Ar-
beitssicherheit. Der AN hat qualifiziertes Personal 
einzusetzen. 

(2) Der AN ist auf Verlangen der HNE verpflichtet, 
Nachweise über die Qualifikation des eingesetzten 
Personals vorzulegen. Die Parteien werden sicher-
stellen, dass die Mitarbeiter des AN auf dem Be-
triebsgelände der HNE ausschließlich dem Direkti-
onsrecht des AN unterstehen. 

(3) Der AN hat HNE bei Vertragsabschluss einen An-
sprechpartner zu benennen. Der Ansprechpartner 
steht in allen betreffenden Bearbeitungen und Fra-
gen der HNE zur Verfügung. Bei Abwesenheit des 
Ansprechpartners ist HNE ein Vertreter zu benen-
nen. 

(4) Die in Auftrag gegebenen Arbeiten stehen unter der 
verantwortlichen Leitung einer qualifizierten Auf-
sichtsperson, die der AN der HNE rechtzeitig vor Be-
ginn der Arbeiten auf einem besonderen Vordruck 
benennt. Das Leitungspersonal, insbesondere vor 
Ort, muss die deutsche Sprache in Wort und Schrift 
beherrschen. Dieses Personal ist HNE schriftlich zu 
benennen. Der AN sichert zu, dass bei Erfordernis 
vorgenanntes Leitungspersonal jederzeit zur Verfü-
gung steht. HNE behält sich vor, bei Nichteinhaltung 
vorgenannter Verpflichtung und nachdem HNE dem 
AN fruchtlos eine angemessene Frist zur Abhilfe 
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gesetzt hat, je nach Bedarf, einen oder mehrere Dol-
metscher auf Kosten des AN zu beauftragen. 

(5) Der AN bestätigt HNE mit der Annahmebestätigung, 
dass von ihm für die Durchführung der beauftragten 
Arbeiten ausschließlich sozialversicherungspflichti-
ges Personal eingesetzt wird und er sich von der 
Gültigkeit der Sozialversicherungsnachweise dieses 
Personals überzeugt hat. Der AN sichert zu, dass er 
keine ausländischen Arbeitnehmer einsetzen wird, 
die nicht die für eine zulässige Beschäftigung in der 
Bundesrepublik Deutschland erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllen. 

§ 8 Vertragsstrafe 

Die Vertragsparteien vereinbaren folgende Ver-
tragsstrafe: Bei Verzug des AN mit der Fertigstel-
lung bzw. Leistung wird eine Vertragsstrafe für Ver-
zug in Höhe von 0,15 % der Nettoabrechnungs-
summe pro Werktag, den sich der AN in Verzug be-
findet, bis max. 5 % der Nettoabrechnungssumme 
fällig. 

§ 9 Abfallentsorgung, Lagerung 

(1) Soweit bei den Leistungen des AN Abfälle entste-
hen, ist der AN auf eigene Kosten für die Entsorgung 
gemäß den abfallrechtlichen Vorschriften verant-
wortlich. 

(2) Die Nutzung des Geländes der HNE als Lagerfläche 
ist nur mit ausdrücklicher Zustimmung der HNE ge-
stattet. 

§ 10 Kündigung 

(1) HNE stehen die gesetzlichen Kündigungsrechte un-
eingeschränkt zu. Sie ist insbesondere berechtigt, 
den Dienstvertrag aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist zu kündigen. 

(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform gem. § 126 
BGB. 

(3) Ein wichtiger Grund für HNE liegt insbesondere vor, 
wenn der AN seine Zahlungen einstellt, von ihm oder 
zulässigerweise von der HNE oder einem anderen 
Gläubiger das Insolvenzverfahren beziehungsweise 
ein vergleichbares gesetzliches Verfahren beantragt 
ist, ein solches Verfahren eröffnet wird oder dessen 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird. Ein wich-
tiger Grund liegt auch vor, wenn HNE unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalls die Fort-
setzung des Vertragsverhältnisses bis zur vereinbar-
ten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündi-
gungsfrist nicht zugemutet werden kann, insbeson-
dere bei wesentlichen Vertragsverletzungen des AN. 
Im Falle einer fristlosen Kündigung hat der AN HNE 
den aus der fristlosen Kündigung entstandenen 
Schaden zu ersetzen. 

(4) Die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen vergü-
tet HNE dem AN zu den vereinbarten Preisen. Be-
reits geleistete Zahlungen werden hierauf angerech-
net. Im Übrigen bleiben gesetzliche Rechte der HNE 
unberührt. Die Ergebnisse von HNE vergüteter Leis-
tungen hat der AN HNE auf deren Verlangen heraus-
zugeben und zu übereignen. HNE kann zudem nach 

ihrer Wahl weiterhin von dem AN verlangen, dass 
vom AN bestellte oder bereits vorrätige und für die 
Vertragsdurchführung bestimmte Materialien gegen 
Erstattung des Einkaufspreises übereignet und aus-
gehändigt werden. Die Kündigung lässt die HNE ein-
geräumten Nutzungsrechte unberührt. 

(5) Im Falle einer Kündigung aus wichtigem Grund durch 
HNE steht HNE das Recht zu, den noch nicht vollen-
deten Teil der Leistungen zu Lasten des AN durch 
einen Dritten ausführen zu lassen, doch bleiben 
seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entstehenden 
weiteren Schadens bestehen. HNE hat das Recht, für 
die für die Ersatzvornahme erforderlichen Kosten 
von dem AN einen Vorschuss zu verlangen. Der An-
spruch auf Vorschuss wird mit der (Teil-)Kündigung 
fällig. HNE hat dem AN eine Aufstellung über die 
entstandenen Mehrkosten und über seine anderen 
Ansprüche spätestens binnen 12 Werktagen nach 
Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden. Alternativ 
ist HNE auch berechtigt, auf die weitere Ausführung 
durch einen Dritten zu verzichten und Schadenser-
satz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die 
Ausführung aus den Gründen, die zur Kündigung ge-
führt haben, für ihn kein Interesse mehr hat. 

§ 11 Haftung 

(1) Der AN stellt HNE von ihrer Haftung gegenüber den 
Mitarbeitenden des AN auf Zahlung des Mindestent-
gelts frei. Die Freistellungspflicht besteht auch für 
den Fall, dass HNE gegenüber Mitarbeitenden, der 
vom AN eingesetzten Subunternehmer, auf Zahlung 
des Mindestentgelts haftet. 

(2) Der AN haftet für alle unmittelbar und mittelbar von 
ihm, seinen Verrichtungs- oder Erfüllungsgehilfen 
verursachten Schäden einschließlich Folgeschäden 
im gesetzlichen Umfang. 

(3) HNE haftet entsprechend den gesetzlichen Vor-
schriften. Abweichend hiervon haftet HNE im Falle 
leichter Fahrlässigkeit nur, soweit ein Verstoß gegen 
eine wesentliche Vertragspflicht vorliegt, deren Er-
füllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Ein-
haltung der AN vertrauen darf, oder wenn eine Ver-
letzung von Leben, Körper oder Gesundheit vorliegt. 
Die Regelungen über die Beweislast bleiben hiervon 
unberührt. Soweit die Haftung der HNE ausge-
schlossen ist, gilt dies auch für die Haftung der An-
gestellten, Arbeitnehmer und Erfüllungsgehilfen der 
HNE. 

§ 12 Versicherung 

Der AN hat auf eigene Kosten für Schäden, die von 
ihm, seinem Personal oder seinen Beauftragten ver-
ursacht werden, eine branchenübliche Haftpflicht-
versicherung mit angemessener Deckungssumme 
abzuschließen und für die Dauer der Vertragsdurch-
führung zu unterhalten. HNE sind auf Verlangen Ab-
schluss und Bestand der Versicherung nachzuwei-
sen. 
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Prüfung auf Elektrische Sicherheit 
 
In Anlehnung an die Betriebssicherheitsverordnung, der UVV, DGUV Vorschrift 3 und dem DVGW-
Arbeitsblatt G-495, sind elektrische Anlagen in der öffentlichen Gasversorgung und insbesondere in 
deren Ex - Bereichen, einer wiederkehrenden Prüfung zu unterziehen. 
 
Die elektrotechnischen Anlagen im Gasbereich werden 3-jährlich einer elektrotechnischen Wartung, 
sowie einer wiederkehrenden Jährlichen elektrischen Prüfung unterzogen. 
 
Die Standorte der zu prüfenden GDR-, Mess-Anlagen und Schieberplätze                                          
befinden sich im Versorgungsgebiet der Hamburger Energienetze GmbH. 
 
Die zu prüfenden elektrischen Anlagen befinden sich in Gebäuden oder Räumen aus Beton, 
Mauerwerk, Metall oder GFK-Verbundstoffen in unterschiedlichsten Ausführungen in GDR-, Mess-
Anlagen, Schieberplätzen und in Kundenanlagen.  
 
Der Auftragsumfang wird vor Auftragsvergabe einvernehmlich festgelegt und kann ggf. vom 
Auftraggeber geändert werden. 
 
Der Umfang der durchzuführenden Arbeiten ist im vorgegebenen Prüfkonzept festgelegt.  
Das Prüfkonzept wird Regelmäßig aktualisiert. 
 
Bei Bedarf kann vor Beginn der Arbeiten ein Ablaufplan durch den Auftraggeber angefordert werden.  
 
Die Prüfungen und auszuführenden Arbeiten sind nach den gültigen aktuellen technischen Regeln, 
Normen und Vorschriften durchzuführen: 
 
   - DVGW - Regelwerk G 495 
   - Betriebssicherheitsverordnung 
   - DIN / VDE 
   - DGUV Vorschrift 3 
   - Hamburger Energienetze Regelung TN21-3-01 
   - Gefahrstoffverordnung 
 
Die Wartungs- und Prüfarbeiten haben durch Ex-Schutz und E-Technik befähigtes Personal           
(TRBS 1203) zu erfolgen.  
Voraussetzung ist, dass das Personal über notwendige Qualifikation im Ex-Bereich für 
elektrotechnische Arbeiten verfügt. Dazu zählen ständige und notwendige Nachweise und 
Schulungen. Die Bescheinigungen hierfür sind zu Beginn eines jeden Kalenderjahres der 
verantwortlichen Elektrofachkraft unaufgefordert vorzulegen.  
 
Desweiteren verlangen wir einen Nachweis der Ex-Tätigkeiten des Mittarbeiters von letztem 
Kalenderjahr, eventuell Referenznachweis.  
Wir behalten uns vor die Mittarbeiter jederzeit spontan zu Überprüfen. 
 
Es sind nur technisch geprüfte und kalibrierte Messgeräte zu benutzen. 
Die aktuellen Bescheinigungen hierfür sind den Hamburger Energienetzen unaufgefordert 
vorzulegen, auch nach jeder Neukalibrierung. 
 
Die Einweisung des Personals erfolgt nach Auftragsvergabe. 
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Durchführung der Arbeiten 
 
Der DL hat sich vor Arbeitsbeginn zwecks Freigabe mit dem Auftraggeber, dem Betreiber und dem 
Kunden abzustimmen. Die Anmeldung erfolgt vor Arbeitsbeginn bei der Gaslenkung in Rendsburg. 
 
Motorantriebe dürfen nur in Absprache mit der zuständigen Fachabteilung gefahren werden. Die 
Termine werden mit den PL der beteiligten Abteilungen vereinbart und abgearbeitet. 
Kleinere Mängel bis 500€ sind sofort ohne vorherige Absprache zu beheben und in einer gesonderten 
Rechnung mit Stunden sowie Materialkosten aufzuführen. Das Material hierfür ist im Service - 
Fahrzeug vorzuhalten. Wenn die Mängelbeseitigung sofort durchgeführt werden kann, die aber 
größer als 500€ sein wird, kurze rücksprache mit zuständigem PL. 
 
Werden im Rahmen der Arbeiten sicherheitsrelevante Mängel oder Defekte erkannt, sind diese 
unverzüglich zu beheben und zu dokumentieren. Können die Mängel nicht behoben werden, ist     
der Auftraggeber unverzüglich zu benachrichtigen. 
In zwingenden Fällen können sofortige Instandsetzungsmaßnahmen durch die Hamburger 
Energienetze angeordnet werden, die auf Nachweis der Stunden und des Materials in einer 
gesonderten Rechnung abgerechnet werden. 
 
Zu prüfende E-Anlagen, die bauartbedingt nicht in das LV passen, können einen Mehraufwand bei 
der Wartung zur Folge haben. Dieser kann nach vorheriger Absprache mit dem Auftraggeber und 
gegen Nachweis abgerechnet werden. 
Treten Störungen an Überwachungs-, Steuer- oder Regelgeräten auf, ist der Auftraggeber 
unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
Die durchzuführenden Arbeiten beziehen sich auf die gesamten elektrotechnischen Anlagenteile in 
den Stationen, sowie dem zugehörigen Stationsgelände. Dies beinhaltet Potentialausgleich, 
Erdungsanlage, Blitzschutz, Niederspannungsanlage, Gasmengenmessung, Überwachung, DFÜ und 
evtl. sonstige elektrotechnische Anlagenteile. 
  
Schalthandlungen oder Abschaltungen von Anlageteilen sind nur in Absprache mit oder durch 
Personal der Hamburger Energienetze durchzuführen. 
 
Einmalig muss bei jeder Anlage (siehe Anhang) das Elektro-Klassendatenblatt ausgefüllt werden. 
 

Preiszusammenstellung 
 
Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt in der Regel über das MOPSS-Portal und die Abrechnung über 
das Extranet. 
Die Aufträge sind 2 Wochen vor dem Eckende im MOPSS-Portal fertig zu melden. 
Der Auftraggeber behält sich die Abnahme nur nach vollständiger Auftragsabarbeitung vor. 
 
Die Revision wird Anlagen- und Auftragsbezogen zu einem Festpreis vergeben und abgerechnet. 
Der Festpreis beinhaltet die gem. Leistungsverzeichnis beschriebenen Leistungen, sowie eine 
Kleinteile-, Reinigungs- und Schmiermittelpauschale und sämtliche Personal-, Reise-, Wegezeiten, 
Überstundenentgelte und KFZ-Kosten. 
Zusatzkosten die gesondert für einen Mitarbeiter in Rechnung gestellt werden können:   
 

1. Vor Ort Sicherheitsschulungen 
2. Wartezeiten 
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Leistungsverzeichnis 
 

BITTE GEBEN SIE KEINE PREISE IM TEILNAHMEWETTBEWERB AB 
 
Revision in GDR-Anlagen TYP 1 (ca. 450 Anlagen) 
 
GDR-Anlagen TYP 1 in denen sich ausschließlich ein Potentialausgleich befindet. 
 Ein E-Raum (E-Anschluss) oder eine Beleuchtungsanlage sind nicht vorhanden. 
 
Die Dokumentation der Arbeiten erfolgt über das MOPSS-Protokoll und dem Prüfkonzept für GDRM-
Anlagen sowie die anzuhängenden Protokolle. 
 
 
Pos. 1 Potentialausgleich überprüfen und protokollieren gemäß Prüfkonzept 
 
Pos. 2 Erdungsanlage überprüfen, sämtliche Widerstände messen und protokollieren gemäß 

Prüfkonzept 
 
Pos. 3 Reinigung der Station und Bauteile (besenrein, staubfrei), ölen und fetten von Schlössern und 

Gestängen 
 
Pos. 4 Mängelliste erstellen (bei Bedarf), fotografische Beweissicherung, mit Lösungsvorschlägen 

und Kostenschätzung. 
 
 
 
Durchführung aller Arbeiten zum Festpreis pro Station:    ______________Euro 
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Leistungsverzeichnis 
 
Revision in GDR-Anlagen TYP 2 ohne Datenfernübertragung (DFÜ) (ca.  200 Anlagen) 
 
GDR-Anlagen TYP 2 bestehen in der Regel aus einem E-Raum und einem Regler-Raum (Ex-Zone). 
 (Wie TYP1 plus E-Anschluss bzw. E-Raum) 
 
Die Dokumentation der Arbeiten erfolgt über das MOPSS-Protokoll und dem Prüfkonzept für GDR-
Anlagen, sowie die anzuhängenden Protokolle. 
 
 
Pos. 1 Kontrolle aller elektrischen Bau- und Anlagenteile sowie der Kabelführung, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 2 Überprüfen der Klemmen, Schraubverbindungen und Kabeleinführungen, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 3 Dokumentation, Planwerk, Ex-Zonenplan und Beschilderung überprüfen, gemäß Prüfkonzept. 

Prüfumfang halbe Stunde! 
 
Pos. 4 Potentialausgleich überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 5 Erdungsanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 6 Blitzschutzanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos .7 Stromkreismessung aller Stromkreise gemäß VDE-0105 messen und protokollieren gemäß 

Prüfkonzept (Gossen Metrawatt Profitest oder gleichwertig). 
 
Pos. 8  Fußbodenableitwiderstände in Ex-Räumen messen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 9  Funktionstest von elektrotechnischen Bauteilen (z.B. Lampen, Temp.-Regler, Ex-Heizung). 
 
Pos.10 Reinigung der Station, Lampen und Bauteile (besenrein, staubfrei und trocken), ölen, fetten 

und gangbar machen von Schlössern, Gestängen und Schraubverbindungen 
 
Pos.11 Mängelliste erstellen (bei Bedarf), fotografische Beweissicherung, mit Lösungsvorschlägen 

und Kostenschätzung. 
 
Pos.12 Ortsveränderliche Geräte sind nach DGUV Vorschrift 3 zu prüfen (z.B. Heizlüfter, KKS Sensor, 

Verlängerungsleitung) 
 
 
 
Durchführung aller Arbeiten zum Festpreis pro Station:    ______________Euro 
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Leistungsverzeichnis 
 
Revision in GDR-Anlagen TYP 2 mit Datenfernübertragung (DFÜ) (ca. 45 Anlagen) 
 
GDR-Anlagen TYP 2 bestehen in der Regel aus einem E-Raum und einem Regler Raum (Ex-Zone) mit 
Datenfernübertragungsanlage. (Wie TYP2 plus DFÜ-Anlage) 
 
Die Dokumentation der Arbeiten erfolgt über das MOPSS-Protokoll und dem Prüfkonzept für GDR-
Anlagen, sowie die anzuhängenden Protokolle. 
 
 
Pos. 1 Kontrolle aller elektrischen Bau- und Anlagenteile sowie der Kabelführung, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 2 Überprüfen der Klemmen, Schraubverbindungen und Kabeleinführungen, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 3 Dokumentation, Planwerk, Ex-Zonenplan und Beschilderung überprüfen, gemäß Prüfkonzept. 

Prüfumfang halbe Stunde! 
 
Pos. 4 Potentialausgleich überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 5 Erdungsanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 6 Blitzschutzanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 7 Stromkreismessung aller Stromkreise gemäß VDE-0105. Messen und protokollieren gemäß 

Prüfkonzept (Gossen Metrawatt Profitest oder gleichwertig) 
 
Pos. 8  Fußbodenableitwiderstände in Ex-Räumen messen gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 9  Funktionstest von elektrotechnischen Bauteilen (z.B. Lampen, Temp.-Regler, Ex-Heizung). 
 
Pos.10 Reinigung der Station, Lampen und Bauteile (besenrein, staubfrei, und trocken), ölen, fetten 

und gangbar machen von Schlössern, Gestängen und Schraubverbindungen 
 
Pos.11 Mängelliste erstellen (bei Bedarf), fotografische Beweissicherung, mit Lösungsvorschlägen 

und Kostenschätzung. 
 
Pos.12 DFÜ-Prüfung gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos.13 Ortsveränderliche Geräte sind nach DGUV Vorschrift 3 zu prüfen (z.B. Heizlüfter, KKS Sensor, 

Verlängerungsleitung) 
 
 
 
Durchführung aller Arbeiten zum Festpreis pro Station:    ______________Euro 
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Leistungsverzeichnis 
 
Jährliche Funktionsprüfung DFÜ / jährliche Anlagenüberprüfung, Sichtprüfung 
in GDR-Anlagen (ca. 45 Anlagen) 
 
GDR-Anlagen, Gasübergabe/ Gasübernahmestationen mit Gasmengenmessung und / oder 
Odorierung, können aus dem E-Raum, dem Regler-Raum, Heizungsraum und dem Odorierungsraum 
bestehen.  
 
Die Dokumentation der Arbeiten erfolgt über das MOPSS-Protokoll und dem Prüfkonzept für 
GDR-Anlagen sowie die anzuhängenden Protokolle. 
 
 
Pos. 1 Kontrolle aller elektrischen Bau- und Anlagenteile sowie der Kabelführung, gemäß 

Prüfkonzept-->Fußnote "3" 
 
Pos. 2 Überprüfen der Klemmen, Schraubverbindungen und Kabeleinführungen, gemäß 

Prüfkonzept-->Fußnote "3" 
 
Pos. 3 Dokumentation, Planwerk, Ex-Zonenplan und Beschilderung überprüfen, gemäß Prüfkonzept-

->Fußnote "3" 
 
Pos. 4  Funktionstest von elektrotechnischen Bauteilen (z.B. Lampen, Temp.-Regler, Ex-Heizung), 

gemäß Prüfkonzept-->Fußnote "3" 
 
Pos. 5 Mängelliste erstellen (bei Bedarf), fotografische Beweissicherung, mit Lösungsvorschlägen 

und Kostenschätzung. 
 
Pos. 6 DFÜ-Prüfung gemäß Prüfkonzept-->Fußnote "3" 
 
 
 
Durchführung aller Arbeiten zum Festpreis pro Station:    ______________Euro 
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Leistungsverzeichnis 
 
Revision auf Schieberplätzen (ca. 13 Anlagen) 
 
Die E-Anlagen auf Schieberplätzen befinden sich in begehbaren Stationsgebäuden oder in E-Räumen 
der GDR-Anlagen. Die Motorschieber und Drucktransmitter befinden sich auf dem Stationsgelände.  
 
Die Dokumentation der Arbeiten erfolgt über das MOPSS-Protokoll und dem Prüfkonzept für  
GDR-Anlagen sowie die anzuhängenden Protokolle. 
 
 
Pos. 1 Kontrolle aller elektrischen Bau- und Anlagenteile sowie der Kabelführung, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 2 Überprüfen der Klemmen, Schraubverbindungen und Kabeleinführungen, gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 3 Dokumentation, Planwerk, Ex-Zonenplan und Beschilderung überprüfen, gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos. 4 Potentialausgleich überprüfen gemäß Prüfkonzept 
 
Pos. 5 Erdungsanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept 
 
Pos. 6 Blitzschutzanlage überprüfen gemäß Prüfkonzept 
 
Pos .7 Stromkreismessung aller Stromkreise gemäß VDE-0105. Messen und protokollieren gemäß 

Prüfkonzept (Gossen Metrawatt Profitest oder gleichwertig). 
 
Pos. 8  Fußbodenableitwiderstände in Ex-Räumen messen und protokollieren bei Bedarf gemäß 

Prüfkonzept. 
 
Pos. 9  Funktionstest von elektrotechnischen Bauteilen (z.B. Lampen, Temp.-Regler, Ex-Heizung). 
 
Pos.10 Reinigung der Station, Lampen und Bauteile (besenrein, staubfrei, und trocken), ölen, fetten 

und gangbar machen von Schlössern, Gestängen und Schraubverbindungen 
 
Pos.11 Mängelliste erstellen (bei Bedarf), fotografische Beweissicherung, mit Lösungsvorschlägen 

und Kostenschätzung. 
 
Pos.12 DFÜ-Prüfung (sofern DFÜ-Anlage Vorhanden) gemäß Prüfkonzept. 
 
Pos.13 Ortsveränderliche Geräte sind nach DGUV Vorschrift 3 zu prüfen (z.B. Heizlüfter, KKS Sensor, 

Verlängerungsleitung) 
 
 
 
Durchführung aller Arbeiten zum Festpreis pro Station:    ______________Euro 
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Eventuelle Zusatzkosten 
 
Pos. 1 Stundensatz:       ________________Euro/Std. 
 
Pos. 2 Kilometerkosten:       ________________Euro/Km. 
 
 
 

Mängelbeseitigung 
 
 
Generell erfolgt die Mängelbeseitigung nach der Mängel-Beurteilung des Projektleiters mit einem 
Reparatur-Auftrag. Materialkosten werden auf Nachweis erstattet. 
 
Kleine Reparaturen bis 500€ sollten nach Möglichkeit während der Wartung abgearbeitet werden.  
 
Sofern die Dokumentation angepasst werden muss, wird die komplette Dokumentation (nicht nur 
der geänderte Teil) in digitaler Form an den zuständigen Projektleiter übergeben.  
Beispiel Dokumentationsordner:  Deckblatt 
     1 Bescheinigungen und Protokolle 
     2 Schaltpläne 
     3 Betriebsmitteldokumentation 
     4 Ex‐ und Ex‐i Betriebsmittellisten   
     5 Erdungsanlage 
     6 Diverses + Software 
 
Für die Schaltpläne wird ausschließlich DDS-CAD verwendet. Die Schaltpläne werden in PDF und mit 
Original DDS-CAD Projekt Datei an den Auftragsgeber übergeben.  
 
Für die erweiterbaren Listen wie z.B. Ex-E und Ex-I Listen, wird MS-Excel verwendet. Die Listen 
werden in PDF und mit Original Excel Datei an den Auftraggeber übergeben. 
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Folgende weitere Vergabeunterlagen finden Sie in den Anlagen:

- Ordner rein Informativ (Angebotsphase)

- HNE Klassendatenblatt 2026

- HNE Prüfkonzept web  
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KRITERIENKATALOG
Teilnahmewettbewerb 

14.10.2026 

Verfahren: 2026005220 - Rahmenbestellung - Prüfung und Instandhaltung von GDR-,
Mess-Anlagen und Schieberplätze

EIGNUNGSKRITERIEN

1 HNE Eignungskriterien 
Gewichtung: 100,00%

1.1 Allgemeine Hinweise 

Eignungskriterien, die die Eintragung in einem Berufs-, Handwerks- oder Handelsregister und/oder das Nichtvorliegen von
Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 GWB oder nach der Verordnung (EU) 2022/576 betreffen, sind von jedem am
Vergabeverfahren beteiligten Unternehmen (egal ob Bewerber/Bieter, Mitglied einer Bewerber-/Bietergemeinsch aft oder
Unterauftragnehmer) selbst nachzuweisen.

Eignungskriterien, die die wirtschaftliche und finanzielle oder die technische und berufliche Leistungsfähigkeit betreffen, sind von
einem Bewerber/Bieter oder von einer Bewerber-/Bietergemeinsch aft lediglich insgesamt nachzuweisen (ggf. unter Einbeziehung
der Kapazitäten von Unterauftragnehmern).

Bei Eignungskriterien mit ausgewiesener Mindestpunktzahl erfolgt bei Nichterreichen ein Ausschluss aus dem Vergabeverfahren.

Die hier hinterlegten Gewichtungen haben technische Gründe und sind nicht relevant. Relevante Gewichtungen in Bezug auf
Eignungskriterien sind in den Vergabeunterlagen aufgeführt.

1.2 Ausschlussgründe 
Gewichtung: 25,00%

1.2.1 Ausschlussgründe nach § 123 Abs. 1, 4 GWB  [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens zwingender Ausschlussgründe nach § 123 Abs.1, 4 GWB:

Wir erklären für unser Unternehmen, dass hinsichtlich des Vorliegens zwingender Ausschlussgründe (§ 123 GWB) folgendes gilt
(bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Es liegen keine der in § 123 Abs. 1, 4 GWB genannten Verfehlungen vor.  (1)
[    ]  Es liegen folgende der in § 123 Abs. 1, 4 GWB genannten Verfehlungen vor (bitte in der nachfolgenden Zeile aufführen).  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.2.2 Ausschlussgründe: Verfehlungen spezifizieren 

Es liegen folgende der in § 123 Abs. 1, 4 GWB genannten Verfehlungen vor:

(Nähere Informationen - insbesondere über mögliche Selbstreinigungsmaßnahmen - werden auf entsprechende Anforderung des
Auftraggebers vorgelegt.)

1.2.3 Ausschlussgründe nach § 124 GWB  [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens fakultativer Ausschlussgründe nach § 124 GWB:

Wir erklären für unser Unternehmen, dass hinsichtlich des Vorliegens fakultativer Ausschlussgründe (§ 124 GWB) folgendes gilt
(bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Es liegen keine der in § 124 Abs. 1 GWB genannten Verfehlungen vor.  (1)
[    ]  Es liegen folgende der in § 124 Abs. 1 GWB genannten Verfehlungen vor (bitte in der nachfolgenden Zeile aufführen).  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.2.4 Ausschlussgründe: Verfehlungen spezifizieren 

Es liegen folgende der in § 124 Abs. 1 GWB genannten Verfehlungen vor:

(Nähere Informationen - insbesondere über mögliche Selbstreinigungsmaßnahmen - werden auf entsprechende Anforderung des
Auftraggebers vorgelegt.)

1.2.5 Ausschlussgründe nach § 21 AEntG, § 98c AufenthG  [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Kriterienkatalog - 1/6
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Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens fakultativer Ausschlussgründe nach § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21
SchwarzArbG oder § 22 LkSG:

Wir erklären für unser Unternehmen, dass hinsichtlich des Vorliegens fakultativer Ausschlussgründe nach § 21 AEntG, § 98c
AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG oder § 22 LkSG folgendes gilt (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Es liegt keine der in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegese tzes (AEntG), § 98c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), § 19 des
Mindestlohngesetzes (MiLoG), § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungs gesetzes (SchwarzArbG) und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspfli chtengesetzes (LkSG) genannten Verfehlungen vor.  (1)
[    ]  Es liegen folgende der in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegese tzes (AEntG), §98c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), § 19
des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungs gesetzes (SchwarzArbG) und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspfli chtengesetzes (LkSG) genannten Verfehlungen vor (bitte in der nachfolgenden Zeile aufführen).  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.2.6 Ausschlussgründe: Verfehlungen spezifizieren 

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens fakultativer Ausschlussgründe nach § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21
SchwarzArbG oder § 22 LkSG

Es liegen folgende der in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegese tzes (AEntG), §98c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), § 19 des
Mindestlohngesetzes (MiLoG) und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungs gesetzes (SchwarzArbG) und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspfli chtengesetzes (LkSG) genannten Verfehlungen vor:

1.2.7 Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576   [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens zwingender Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April
2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren

Wir erklären für unser Unternehmen, dass

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  wir nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung
(EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der
Ukraine destabilisieren, genannten Personen oder Unternehmen gehören, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift
aufweisen, a) durch die russische Staatsangehörigkeit oder die Niederlassung in Russland, b) durch die Beteiligung einer
natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, über das Halten von Anteilen im
Umfang von mehr als 50%, c) durch das Handeln im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die
Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.   (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.2.8 Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576   [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens zwingender Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April
2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren

Wir erklären für unser Unternehmen, dass

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  die im Rahmen des Auftrags eingesetzten Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im
Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden und auf die mehr als 10 % des
Auftragswerts entfallen, ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne
der Vorschrift gehören.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.2.9 Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576   [Mussangabe]
Gewichtung: 4,17%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung hinsichtlich des Vorliegens zwingender Ausschlussgründe nach Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April
2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren

Wir erklären für unser Unternehmen, dass

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  wir sicherstellen werden, dass auch während der Vertragslaufzeit keine Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen,
deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, eingesetzt
werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfallen.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.3 Befähigung zur Berufsausübung 
Gewichtung: 25,00%
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1.3.1 Berufs-, Handwerks- oder Handelsregister  [Mussangabe]
Gewichtung: 25,00%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Erklärung und Nachweis zur Eintragung in einem Berufs-, Handwerks- oder Handelsregister (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Wir erklären für unser Unternehmen, dass wir einen aktuellen Nachweis über die Eintragung in einem Berufs-, Handwerks-
oder Handelsregister beigefügt haben. Sofern der Bewerber/Bieter im gemeinsamen Registerportal der Länder
(www.handelsregister.de) eingetragen ist, kann anstelle der Vorlage des Registerauszuges auch die Nummer der Eintragung als
Nachweis angegeben werden. Der Auftraggeber wird den Registerauszug des Bieters in diesem Fall selbst abrufen bzw. einsehen. 
(1)
[    ]  Wir erklären für unser Unternehmen, dass wir nicht zu einer Eintragung in einem Berufs-, Handwerks- oder Handelsregister
verpflichtet sind. Einen alternativen Nachweis der erlaubten Berufsausübung fügen wir bei.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.3.2 Nummer der Eintragung im Registerportal 

Angabe der Nummer der Eintragung im gemeinsamen Registerportal der Länder (sofern kein Nachweis beigefügt wurde)

1.4 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
Gewichtung: 25,00%

1.4.1 Berufs- oder Betriebshaftpflichtversic herung  [Mussangabe]
Gewichtung: 25,00%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Erklärung und Nachweis zum Vorliegen einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversic herung in bestimmter geeigneter Höhe

Während der gesamten Vertragslaufzeit muss mindestens ein marktüblicher Versicherungsschutz bestehen:

Wir erklären für unser Unternehmen, dass (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ein Versicherungsschutz in marktüblichem Umfang besteht und während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechterhalten wird.
[optional: Einen aktuellen Nachweis über das Bestehen eines entsprechenden Versicherungsschutzes fügen wir bei.  (1)
[    ]  Ein Versicherungsschutz in marktüblichem Umfang im Falle der Auftragserteilung unverzüglich abgeschlossen und während
der gesamten Vertragslaufzeit aufrechterhalten wird.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.5 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 
Gewichtung: 25,00%

1.5.1 Referenzen  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung zu geeigneten Referenzen über früher ausgeführte Aufträge

Mindestanforderung: Mindestens eine in den letzten drei Jahren vor Ablauf der Teilnahmefrist abgeschlossene oder laufende
Referenz über vergleichbare Prüf-, Wartungs- und Instandhaltungsleistungen an elektrotechnischen Anlagen in
explosionsgefährdeten Bereichen, insbesondere an GDR-, Mess-Anlagen, Schieberplätzen oder vergleichbaren Anlagen der
Gasversorgung.

Wir erklären, dass für unser Unternehmen folgende Referenzen vorliegen (die die oben genannten Kriterien erfüllen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja (bitte in der nachfolgenden Zeile aufführen)  (1)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.2 Referenzen 

Eigenerklärung zu geeigneten Referenzen über früher ausgeführte Aufträge

Wir erklären, dass für unser Unternehmen folgende Referenzen vorliegen (die die oben genannten Kriterien erfüllen) [ggf.
vervielfältigen]:

- Referenz:
- Auftraggeber (Firma):
- Ansprechpartner beim Auftraggeber (Name, Funktion/ Position, Telefonnummer, E-Mail-Adresse):
- Auftragsbeschreibung:
- Angaben zum Vertragsverhältnis (alleiniger Auftragnehmer, Mitglied einer Bewerber-/Bietergemeinsch aft, Nachunternehmer):
- Leistungszeitraum (bitte genaues Leistungsende angeben):
- Auftragsvolumen (Rechnungssumme):

Bitte im Textfeld ausfüllen
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1.5.3 Angabe der technischen Fachkräfte  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusammenhang mit der Leistungserbringung eingesetzt
werden sollen

Für die Leistungserbringung müssen technische Fachkräfte zur Verfügung stehen, die

als Elektrofachkräfte beziehungsweise für die vorgesehenen elektrotechnischen Arbeiten entsprechend qualifiziert sind,
über die erforderliche Befähigung gemäß TRBS 1203 verfügen,
für Tätigkeiten in explosionsgefährdeten Bereichen qualifiziert sind und
regelmäßig im Bereich Elektrotechnik und Explosionsschutz geschult beziehungsweise unterwiesen werden.

Die entsprechenden Qualifikations-, Schulungs- und Befähigungsnachweise sind auf Anforderung des Auftraggebers vorzulegen.

Wir erklären für unser Unternehmen, dass die geforderten technischen Fachkräfte/ technische Stellen vorliegen.

Einen Nachweis für das Vorliegen der technischen Fachkräfte/ technischen Stellen reichen wir auf entsprechende Anforderung
nach.

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja  (1)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.4 Zertifikatsnachweis über TRBS 1203  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1

Erklärung und Nachweis zu Qualitätsmanagementmaßnah men, die das Unternehmen während der Auftragsausführung anwendet

Wir erklären, dass (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Unsere Mitarbeiter sind nach TRBS 1203 zertifiziert Einen gültigen Nachweis über das Vorliegen der Zertifizierung fügen wir
bei. (1)  (1)
[    ]  Unsere Mitarbeiter sind nicht nach TRBS 1203 zertifiziert.   (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.5 Ausstattung, Geräte und Ausrüstung  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung des Unternehmens, aus der ersichtlich ist, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche technische
Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt

Das Unternehmen muss über die für die ausgeschriebenen Prüf-, Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten erforderlichen Mess- und
Prüfgeräte verfügen.

Sämtliche eingesetzten Mess- und Prüfgeräte müssen technisch geprüft und gültig kalibriert sein. Hierzu zählen insbesondere
geeignete Geräte zur Stromkreismessung, Widerstandsmessung, Prüfung des Potentialausgleichs, der Erdungsanlage sowie zur
Messung von Fußbodenableitwiderstände n in Ex-Bereichen.

Für Stromkreismessungen ist ein Gossen Metrawatt Profitest oder ein technisch gleichwertiges Gerät einzusetzen. Aktuelle Prüf-
und Kalibrierbescheinigungen sind auf Anforderung des Auftraggebers vorzulegen.

Wir erklären, dass unser Unternehmen über die geforderte Ausstattung, die geforderten Geräte und die geforderte technische
Ausrüstung für die Ausführung des Auftrags verfügt.

Einen Nachweis für das Vorliegen der geforderten Ausstattung, Geräte und Ausrüstung reichen wir auf entsprechende Anforderung
nach.

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja  (1)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.6 Qualitätssicherung  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen zur Qualitätssicherung und der Untersuchungs- und
Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens

Das Unternehmen muss durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass

nur technisch geprüfte und gültig kalibrierte Mess- und Prüfgeräte eingesetzt werden,
die erforderlichen Qualifikationen und Schulungen der eingesetzten Mitarbeitenden aktuell gehalten werden und
die Prüfungen und Arbeitsergebnisse entsprechend dem vorgegebenen Prüfkonzept vollständig dokumentiert werden.
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Eine Beschreibung der entsprechenden Qualitätssicherungsmaßnah men ist auf Anforderung vorzulegen.

Wir erklären für unser Unternehmen, dass die (geforderte Ausrüstung/ geforderten Maßnahmen zur Qualitätssicherung/ geforderten
Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten) vorliegen.

Einen Nachweis für das Vorliegen der (geforderten Ausrüstung/ geforderten Maßnahmen zur Qualitätssicherung/ geforderten
Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten) reichen wir auf entsprechende Anforderung nach.

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja  (1)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.7 Vergabe von Unteraufträgen  [Mussangabe]

Eigenerklärung zur beabsichtigten Vergabe von Unteraufträgen im Rahmen der Leistungserbringung

Wir erklären für unser Unternehmen, dass wir folgende Teile des Auftrags als Unterauftrag zu vergeben beabsichtigen:

Ggf. Benennung der Unterauftragnehmer (sofern möglich):

1.5.8 Qualitätsmanagementmaßnah men (A)  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1

Erklärung und Nachweis zu Qualitätsmanagementmaßnah men, die das Unternehmen während der Auftragsausführung anwendet

Wir erklären, dass (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Unser Unternehmen nach DIN EN ISO 9001:2015 zertifiziert ist. Einen gültigen Nachweis über das Vorliegen der Zertifizierung
fügen wir bei.  (1)
[    ]  Unser Unternehmen zwar nicht nach DIN EN ISO 9001:2015 zertifiziert ist, aber dennoch die gleichen Anforderungen erfüllt.
Einen gültigen Nachweis über das Vorliegen der Anforderungen fügen wir bei.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.9 Umweltmanagementmaßnahmen (A)  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1

Erklärung und Nachweis zu Umweltmanagementmaßnahmen , die das Unternehmen während der Auftragsausführung anwendet

Wir erklären, dass (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Unser Unternehmen nach DIN EN ISO 14001:2015 zertifiziert ist. Einen gültigen Nachweis über das Vorliegen der Zertifizierung
fügen wir bei.  (1)
[    ]  Unser Unternehmen zwar nicht nach DIN EN ISO 14001:2015 zertifiziert ist, aber dennoch die gleichen Anforderungen erfüllt.
Einen Nachweis über das Vorliegen der Anforderungen fügen wir bei.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.10 Arbeitssicherheitsmaßnahm en (A)  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1

Erklärung und Nachweis zu Arbeitssicherheitsmaßnahm en, die das Unternehmen während der Auftragsausführung anwendet

Wir erklären, dass (bitte ankreuzen):

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Unser Unternehmen ein zertifiziertes Arbeitssicherheitssystem einsetzt. Einen gültigen Nachweis über das Vorliegen der
Zertifizierung fügen wir bei.  (1)

Nur eine Antwort wählbar

1.5.11 Vertrags- und Auftragsabwicklung  [Mussangabe]
Gewichtung: 2,78%
Maximalpunktzahl: 1
Mindestbewertung: 1 Punkte

Eigenerklärung zur Vertrags- und Auftragsabwicklung in deutscher Sprache

Wir erklären, dass:

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  unser Unternehmen in der Lage ist, die Vertragsabwicklung auch in allen Unterlagen und im Schriftverkehr in deutscher
Sprache durchzuführen  (1)

Nur eine Antwort wählbar
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1.6 Erklärung und Nachweis zur Eignungsleihe (sofern zutreffend) 
Gewichtung: 0,00%

1.6.1 Eignungsleihe  [Mussangabe]

Erklärung und Nachweis zur Eignungsleihe (§ 47 SektVO)

Wir erklären für unser Unternehmen, dass wir im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle bzw. die technische und
berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nehmen.

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja (bitte in der nachfolgenden Zeile aufführen)  (0)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

1.6.2 Eignungsleihe Drittunternehmen 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Unternehmen:
(Bitte rechtliche Bezeichnung der Unternehmen aufführen.)

1.6.3 Eignungsleihe Nachweise 

Eignungsleihe Nachweise

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Einen aktuellen Nachweis des Drittunternehmens über die Eintragung in einem Berufs-, Handwerks- oder Handelsregister bzw.,
falls eine Eintragungspflicht nicht besteht, einen alternativen Nachweis über die erlaubte Berufsausübung fügen wir bei.
[    ]  Als Nachweis, dass uns die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen, legen wir eine
entsprechende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen vor. Diese kann bspw. den in der Anlage „Verpflichtungserklärung
Eignungsleihe“ beschriebenen Wortlaut aufweisen.

Mehrere Antworten wählbar
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Typ Dateiname Größe MIME-Type

Dateianlage 02 - rein Informativ (Angebotsphase).7z 228,08 KB 7z

Dateianlage HNE_Klassendatenblatt 2026.pdf 175,13 KB pdf

Dateianlage HNE__Pruefkonzept_web.pdf 439,82 KB pdf
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